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Hinweise  
 
Am  6.10.04  hat  der  Landtag  Nordrhein- 
Westfalen  das Kinder- und Jugendförderungs- 
gesetz    als  3. AG-KJHG NRW verabschiedet.  
Es ist - mit Ausnahme seiner erst ab 1. Januar  
2006  geltenden  Gewährleistungsverpflichtun- 
gen für das  Land und die Kommunen (§§ 15,  
16  und  17  KJFöG)  -  zum  1.  Januar  2005  
in Kraft getreten.  
Das  neue  Kinder-  und  Jugendförderungsge- 
setz  NRW ist die landesrechtliche Ausgestal- 
tung gemäß § 15 SGB VIII, der die einzelnen  
Bundesländer ermächtigt, das Nähere über In- 
halt und Umfang der Jugendarbeit (§ 11), För- 
derung  der  Jugendverbände  (§  12),  der  Ju- 
gendsozialarbeit (§ 13) und des erzieherischen  
Kinder-  und  Jugendschutzes  (§  14)  über  
ein Landesgesetz zu regeln.   
  
Das  3.  AG  .  KJHG  enthält  aber  auch  Re-
gelungen, die  neue Anforderungen an  die 
Planung  der örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe stellen:   
1. Es  werden hohe und  für viele Kommunen  
neue  fachliche  Anforderungen an die kommu- 
nale Jugendhilfeplanung (Beteiligungsorientie- 
rung, Geschlechterdifferenzierung) sowie die  
Vernetzung der Jugendförderung innerhalb der  
Jugendhilfe  (Kinder-  und  Jugendschutz,  Ent- 
wicklung präventiver Arbeit bei Kindeswohlge- 
fährdungen) und mit  der  Schule (integrierte  
Jugendhilfe-  und  Schulentwicklungsplanung)  
formuliert.    
  
2.  Der  kommunale  Kinder-  und  Jugendför-
derplan, den ab 2006 jeder Jugendhilfeaus-
schuss für  die  Dauer  der  Wahlperiode  der  
Vertretungskörperschaft zu beschließen hat, 
stellt ein neues  Förderinstrument  in  der  
kommunalen Jugendhilfe dar.   
 Eine  reine  Fortschreibung  bestehender  Pla- 
nungen reicht daher nicht aus. Durch die kurze  
Zeitspanne zwischen der Verabschiedung und  
dem Inkrafttreten des 3. AG-KJHG  stehen  
Kommunen und freie Träger zudem unter Zeit- 
druck. Sie müssen mit Blick auf die Erarbei- 
tung  der  Kinder-  und  Jugendförderpläne  ent 
sprechende  Planungs- und Beteiligungspro- 
zesse umsetzen. Die freien Träger der Jugend- 
förderung  werden  als  Planungsbeteiligte  ihre  
Leistungsangebote, ihr Profil und ihre Ziele  
formulieren müssen.   
   
Die  vorliegenden Empfehlungen  sollen  hel-
fen, diesen  neuen  komplexen  Planungs-  
Gestaltungs- und Förderauftrag  auf der örtli-
chen Ebene  zu  strukturieren  und  mögliche  

Arbeitsprozesse auf dem Weg zum kommuna-
len Kinder-  und  Jugendförderplan  aufzeigen.  
Sie  beschreiben  Handlungsoptionen  und  
pragmatische Möglichkeiten, wie und auf wel-
chem Weg innerhalb von einem Jahr ein kom-
munaler Kinder- und Jugendplan erarbeitet 
werden kann.    
  
Diese Empfehlungen richten sich in erster Linie  
an  die  örtlichen  Träger  der  Jugendhilfe.  Sie  
sollen  aber  auch  den  freien  Trägern  vor  
Ort und den Kooperationspartnern der Ju-
gendhilfe (Schule,  Polizei,  Ordnungsbehör-
den  etc.)  die Möglichkeit  eröffnen,  sich  
rechtzeitig  an  den örtlichen Planungen zu 
beteiligen.    
  
Beteiligt an  der Erstellung dieser Empfehlun- 
gen  war  eine  landesweite  Arbeitsgruppe,  be 
stehend  aus  Vertreter/innen  der  freien  Ju- 
gendhilfe1, der öffentlichen Jugendhilfe (Groß- 
städte, Kreise und  kreisangehörige Gemein- 
den),  beider  Landesjugendämter  und  des  
MSJK NRW. Die Arbeitshilfe wurde bereits mit 
den  kommunalen Spitzenverbänden  NRW im 
Arbeitskreis Kinder- und Jugendhilfe abge-
stimmt.  
Diese Empfehlungen werden im Unteraus-
schuss Struktur und Planung der Jugendhilfe 
am 30.8.05 und im Landesjugendhilfeaus-
schuss Rheinland am 05.09.05 behandelt. 
Die Gremien  der  kommunalen  Spitzenver-
bände NRW werden wahrscheinlich im Herbst 
zustimmen.  Im  Sinne  einer schnellen Unter-
stützung der Praxis wurde aber vereinbart, 
vorbehaltlich etwaiger Änderungen im Rahmen 
der Beratungen im Landesjugendhilfeaus-
schuss, diesen Entwurf der Empfehlungen 
schon zur Verfügung zu stellen. 
  
Zum Zeitpunkt dieser Veröffentlichung  im Juli  
2005 lagen  noch keine  weitergehenden Ver- 
waltungsvorschriften  des  Landes  zur  Aus-
führung  des  3.  AG-KJHG  NRW  vor.    Das  
Land selbst  hatte seine Planungen  für den ab 
2006 geltenden Kinder-  und Jugendförderplan 
des Landes noch nicht abgeschlossen.   
  
  
  
 Münster und Köln, Juni 2005 
                                             
1 AGOT-NRW, Landesjugendring NRW, Paritätisches Ju- 
gendwerk NRW, Landesvereinigung kulturelle Jugendar- 
beit, LAG Jugendsozialarbeit NRW sowie Vertreter/innen  
der LAG freie Wohlfahrtsverbände NRW, Vertreter/innen  
der landeszentralen Stellen des Kinder- und Jugendschut- 
zes sowie Vertreter örtlicher Stadtjugendringe.  
 



 2 
 

 

1. Leitlinien und Grundsätze  
 
In den allgemeinen Vorschriften (§§ 1 bis 72) 
werden der Regelungsbereich des Gesetzes (§ 
1), Grundsätze der Jugendarbeit, der Jugend-
sozialarbeit und des erzieherischen Kinder- 
und Jugendschutzes (§ 2), die Zielgruppen und 
die Berücksichtigung besonderer Lebenslagen 
(§ 3) für die Planung und Gestaltung der Ju-
gendförderung in NRW konkretisiert.  
 
In den §§ 4 bis 7 legt das Gesetz vier Quer-
schnittsaufgaben fest, die für das Land, die ört-
lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe so-
wie alle Leistungsanbieter in der Jugendförde-
rung die Eckpunkte zukünftiger Konzeptent-
wicklung darstellen:  
• Förderung von Mädchen und Jungen / Ge-

schlechterdifferenzierte Kinder- und 
Jugendarbeit (§ 4), 

• Interkulturelle Bildung (§ 5), 
• Beteiligung von Kindern und Jugendlichen (§ 

6), 
• Zusammenarbeit von Jugendhilfe und Schu-

le (§ 7). 
 
 
 

1.1  Regelungsbereich und 
Grundsätze   

 
§ 1 Regelungsbereich 
Mit diesem Gesetz werden die Grundlagen für die Ausfüh-
rung der in den §§ 11 - 14 SGB VIII beschriebenen Hand-
lungsfelder der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und 
des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes geschaf-
fen. Es regelt insbesondere die erforderlichen Rahmenbe-
dingungen für die inhaltliche und finanzielle Ausgestaltung 
dieser Bereiche sowie die Eigenständigkeit dieser Hand-
lungsfelder im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe. 

 
Keine isolierte Betrachtung der  
Jugendförderung...  
Wenngleich § 1 sich unmittelbar auf die §§ 11-
14 SGB VIII bezieht, so sind in der praktischen 
Umsetzung der Querschnittsaufgaben (§§ 4 
bis 7) auch andere Arbeitsfelder der Kinder- 
und Jugendhilfe berührt. Geschlechterdifferen-
zierung, interkulturelle Bildung, Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen sowie die Koopera-
tionen zwischen Jugendhilfe und Schule sind 
bereits im SGB VIII als Ziele moderner Ju-
gendhilfe benannt und gelten daher gleicher-
maßen auch für die Kindertagesbetreuung, die 
Familienförderung, die Hilfen zur Erziehung 
/Eingliederungshilfe. In der Diskussion um die 

                                            
2  §§ ohne nähere Bezeichnung betreffen immer solche 
des KJFöG. 

zukünftige inhaltliche Ausgestaltung der Kin-
der- und Jugendförderung in der Kommune 
macht es deshalb Sinn, die nachfolgend be-
schriebenen Fragen auch als Qualitätsmerk-
male der anderen Arbeitsbereiche der Jugend-
hilfe zu diskutieren. Insbesondere die zuneh-
mende sozialräumliche Orientierung der Ju-
gendhilfe erfordert den �Blick über den Teller-
rand�.     
 
...aber ein eigenständiges Handlungsfeld    
Innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe sind die 
Kinder- und Jugendarbeit, die Jugendsozialar-
beit und der erzieherische Kinder- und Ju-
gendschutz ein eigenständiges Handlungsfeld. 
 
Die Verpflichtung der örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe gem. § 15 Abs. 4  auf 
der Grundlage der kommunalen Jugendhilfe-
planung einen Förderplan zu erstellen, der für 
jeweils eine Wahlperiode der Vertretungskör-
perschaft festgeschrieben wird, fixiert nun ei-
nen eigenständigen, von der Kindertages-
betreuung, der Familienförderung und den Hil-
fen zur Erziehung abgegrenzten Planungs- 
und Förderauftrag (vgl. hierzu ausführlich Kapi-
tel 3).   
  
§ 2  Grundsätze 
(1) Die Kinder- und Jugendarbeit soll durch geeignete An-
gebote die individuelle, soziale und kulturelle Entwicklung 
junger Menschen unter Berücksichtigung ihrer Interessen 
und Bedürfnisse fördern. Sie soll dazu beitragen, Kindern 
und Jugendlichen die Fähigkeit zu solidarischem Miteinan-
der, zu selbst bestimmter Lebensführung, zu ökologischem 
Bewusstsein und zu nachhaltigem umweltbewusstem Han-
deln zu vermitteln. Darüber hinaus soll sie zu eigenverant-
wortlichem Handeln, zu gesellschaftlicher Mitwirkung, zu 
demokratischer Teilhabe, zur Auseinandersetzung mit 
friedlichen Mitteln und zu Toleranz gegenüber verschiede-
nen Weltanschauungen, Kulturen und Lebensformen befä-
higen. 
 
(2) Jugendsozialarbeit soll insbesondere dazu beitragen, 
individuelle und gesellschaftliche Benachteiligungen durch 
besondere sozialpädagogische Maßnahmen auszugleichen. 
Sie bietet jungen Menschen vor allem durch Hilfen in der 
Schule und in der Übergangsphase von der Schule zum 
Beruf spezifische Förderangebote sowie präventive Ange-
bote zur Stärkung der Persönlichkeitsentwicklung und zur 
Berufsfähigkeit. 
 
(3) Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz soll junge 
Menschen und ihre Familien über Risiko- und Gefähr-
dungssituationen informieren und aufklären, zur Auseinan-
dersetzung mit ihren Ursachen beitragen und die Fähigkeit 
zu selbstverantworteten Konfliktlösungen stärken. Dabei 
sollen auch die Ziele und Aufgaben des Kinder- und Ju-
gendmedienschutzes einbezogen werden. 
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! Handlungsoptionen und Emp-
fehlungen für die örtliche Ebene  
Wesentlich für die örtliche Ausgestaltung der 
Kinder- und Jugendförderung ist weniger die 
strikte Trennung der drei Arbeitsbereiche, als 
vielmehr ein sinnvoll aufeinander abgestimm-
tes Angebot der Kinder- und Jugendförderung. 
Schnittstellen ergeben sich zwischen allen drei 
Bereichen. Kinder- und Jugendarbeit kann als 
Infrastruktur für alle jungen Menschen gekenn-
zeichnet werden, während die Jugendsozialar-
beit stärker ein Förderangebot im Vorfeld schu-
lischen und beruflichen Scheiterns darstellt. 
Beide Bereiche sollen eng mit den Schulen 
verzahnt werden. Der erzieherische Kinder- 
und Jugendschutz wiederum ist als Quer-
schnittsaufgabe innerhalb der Jugendförde-
rung (aber auch anderer Felder der Jugendhil-
fe) zu verstehen.  
 
Wenn vor Ort deshalb erste Entscheidungen 
für das Vorgehen in der kommunalen Jugend-
hilfeplanung getroffen werden, lautet eine 
Empfehlung, keine isolierten Teilplanungen zu 
entwickeln, sondern mit Blick auf einen kom-
munalen Förderplan die örtlichen Angebote 
anhand der o.g. Ziele kritisch zu durchleuchten 
und eine Planung �aus einem Guss� zu entwi-
ckeln (vgl. hierzu ausführlich auch Kap. 3. Pla-
nungs- und Gewährleistungsverpflichtung des 
öffentlichen Trägers).  
 
 
 

1.2  Zielgruppen  
 
§ 3 Zielgruppen, Berücksichtigung besonderer 

Lebenslagen 
  
(1) Angebote und Maßnahmen in den Handlungsfeldern 
dieses Gesetzes richten sich vor allem an alle jungen Men-
schen im Alter vom 6. bis zum 21. Lebensjahr. Darüber 
hinaus sollen bei besonderen Angeboten und Maßnahmen 
auch junge Menschen bis zum 27. Lebensjahr einbezogen 
werden. 
 
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen darauf 
hinwirken, dass sie die besonderen Belange von Kindern 
und Jugendlichen in benachteiligten Lebenswelten und von 
jungen Menschen mit Migrationshintergrund berücksichti-
gen. Darüber hinaus sollen die Angebote und Maßnahmen 
dazu beitragen, Kinder und Jugendliche vor Vernachlässi-
gung, Gewalt und sexuellem Missbrauch zu schützen und 
jungen Menschen mit Behinderungen den Zugang zur Ju-
gendarbeit zu ermöglichen. 

 
Altersgruppe 
Die Aktivitäten der Jugendförderung sollen sich 
gem. § 3 Abs. 1 schwerpunktmäßig an Mäd-
chen und Jungen ab dem Grundschulalter, an 
Jugendliche sowie an junge Volljährige bis 
zum 21. Lebensjahr richten. Adressat/innen 
der Jugendförderung sind alle jungen Men-

schen dieser Altersgruppe im jeweiligen Ju-
gendamtsbezirk.  
 
Über diese Altersbegrenzung hinaus wird mit 
Satz 2 aber auch dem teilweise älteren Adres-
satenkreis z. B. der Jugendsozialarbeit ent-
sprochen. Bei besonderen Angeboten und 
Maßnahmen soll sich die Jugendförderung 
auch an junge Erwachsene bis zum 27. Le-
bensjahr richten. Daneben können auch Eltern 
und andere Erziehungsberechtigte zu den 
Zielgruppen der Jugendförderung gehören, 
bspw. im Bereich des erzieherischen Kinder- 
und Jugendschutzes (vgl. auch § 2 Abs. 3, § 
14).   
 
Junge Menschen in schwierigen Lebens-
lagen 
Neben diesem allgemeinen Förderauftrag be-
schreibt § 3 Abs. 2 aber auch die besondere 
Verpflichtung der Kinder- und Jugendhilfe ihre 
Angebote an den Bedürfnissen derjenigen 
Kinder und Jugendlichen auszurichten, die in 
schwierigen Lebenslagen aufwachsen. Damit 
sollen soziale Benachteiligungen ausgeglichen 
werden. Insbesondere die Interessen junger 
Migrantinnen und Migranten sollen in der Ju-
gendförderung beachtet werden.  
 
Alle Haupt- und ehrenamtlichen Mitarbei-
ter/innen der Jugendförderung haben zudem 
die Aufgabe, bei Bekanntwerden akuter Kri-
sensituationen wie Vernachlässigung, Gewalt 
und sexuellem Missbrauch die betroffenen 
Mädchen und Jungen entsprechend zu unter-
stützen. Wie eine qualifizierte Kriseninterventi-
on in Kooperation mit den sozialen Diensten 
konkret erfolgt, sollte der öffentliche Träger in 
Vereinbarungen mit der freien Jugendhilfe re-
geln3. Auftrag der Kinder- und Jugendförde-
rung nach § 3 Abs. 2 ist es, präventive Ange-
bote zu entwickeln. Die Fachkräfte und Einrich-
tungen der Jugendförderung werden damit 
einbezogen in den allgemeinen Schutzauftrag 
der Kinder- und Jugendhilfe.  
 
Junge Menschen mit Behinderungen 
Analog der Öffnung der Kindergärten und 
Schulen für behinderte Kinder im Rahmen in-
tegrativer Erziehung soll auch die Jugendarbeit 
für junge Menschen mit Behinderungen 
zugänglich sein.  
 
 

                                            
3 So ist in den aktuellen Entwürfen zur Novellierung des 
SGB VIII  (KEG und KICK) vorgesehen, dass über Verein-
barungen zwischen dem Jugendamt und den Trägern der 
Jugendhilfe sicherzustellen ist, dass deren Fachkräfte den 
Schutzauftrag in entsprechender Weise wahrzunehmen 
haben.  
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! Handlungsoptionen und Emp-
fehlungen für die örtliche Ebene  
Die Analyse der Lebenslagen junger Men-
schen in den Stadtbezirken bzw. Gemeinden 
über entsprechende Sozialraumanalysen ist 
damit ebenso, wie die gezielte Beteiligung jun-
ger Menschen in schwierigen Lebenssituatio-
nen an der Maßnahmenplanung, ein Qualitäts-
kriterium der kommunalen Planung. Einen be-
sonderen Akzent setzt das KJFöG dabei in der 
Berücksichtigung der Belange junger 
Migrant/innen. Zukünftige Kinder- und Jugend-
förderpläne der Kommunen sollen demnach  
auch Maßnahmen enthalten, die insbesondere 
Jungen und Mädchen mit Migrationshin-
tergrund ansprechen.  
 
Eine Fragestellung im Rahmen der kommuna-
len Wirksamkeitsdialoge in der offenen Kinder- 
und Jugendarbeit ist die Nutzung der Angebote 
durch behinderte Kinder- und Jugendliche, die 
Analyse möglicher Hemmnisse und die Ent-
wicklung geeigneter Maßnahmen zur Öffnung 
der Einrichtungen.  
 
Zur Entwicklung präventiver Angebote in der 
Jugendförderung im Kontext von Vernachläs-
sigung, Gewalt und sexuellem Missbrauch soll-
te die Zusammenarbeit zwischen ASD, Bera-
tungsdiensten und Krisenangebote im jeweili-
gen Stadtbezirk von Seiten der Jugendämter 
unterstützt werden. Ziel dieser Zusammenar-
beit sind abgestimmte Handlungsstrategien im 
Einzelfall (in der konkreten Krisensituation) und 
die gemeinsame Entwicklung präventiver An-
gebote für Jungen und Mädchen, einschließ-
lich der Qualifizierung der Fachkräfte (auf bei-
den Seiten) für die gemeinsame Durchführung 
präventiver Aufgaben.       
 
Eine lokale Herausforderung wird zukünftig 
darin bestehen, die gesamte Angebotspalette 
der Jugendförderung im jeweiligen Jugend-
amtsbezirk unter folgenden Fragestellungen 
laufend zu evaluieren:   
• Besteht eine generelle Offenheit für alle po-

tentiellen Nutzer/innen der Stadt / der Ge-
meinde? Welche Nutzer/innengruppen wer-
den nicht erreicht?   

• Wie gestalten sich die Zugänge von Kindern 
und Jugendliche in benachteiligten Lebens-
welten und jungen Migrant/innen?  

• In welchen Stadtgebieten / Ortsteilen besteht 
aufgrund vergleichbar hoher Belastung ein 
besonderer Bedarf an Infrastrukturangebo-
ten der Jugendförderung?  

• Welche Konzepte hat die Jugendförderung 
und welche Konzepte haben die sozialen 
Dienste für junge Menschen in akuten Kri-
sensituationen? Wie kann in solchen Fällen 
abgestimmt gehandelt werden? Wie können 

präventive Angebote im Vorfeld akuter Ge-
fährdungen gemeinsam (weiter)entwickelt 
werden?  

• Wie attraktiv ist die Jugendarbeit (OKJA und 
Jugendverbände) für junge Menschen mit 
Behinderungen?    

 
 
 

1.3 Förderung von Mädchen 
und Jungen,   
Gender Mainstreaming 
als Leitlinie 

 
§ 4 Förderung von Mädchen und Jun-

gen/Geschlechterdifferenzierte Kinder- 
und Jugendarbeit 

 
Bei der Ausgestaltung der Angebote haben die Träger der 
öffentlichen und freien Jugendhilfe die Gleichstellung von 
Mädchen und Jungen als durchgängiges Leitprinzip zu be-
achten (Gender Mainstreaming). Dabei sollen sie 
- die geschlechtsspezifischen Belange von Mädchen und 

Jungen berücksichtigen, 
- zur Verbesserung ihrer Lebenslagen und zum Abbau 

geschlechtsspezifischer Benachteiligungen und Rollen-
zuschreibungen beitragen, 

- die gleichberechtigte Teilhabe und Ansprache von 
Mädchen und Jungen ermöglichen und sie zu einer 
konstruktiven Konfliktbearbeitung befähigen, 

- unterschiedliche Lebensentwürfe und sexuelle Identi-
täten als gleichberechtigt anerkennen. 

 
§ 10 Schwerpunkte der Kinder- und Jugendar-

beit 

(1) Zu den Schwerpunkten der Kinder- und Jugendarbeit 
gehört insbesondere 
... 
8. die geschlechterdifferenzierte Mädchen- und Jungen-

arbeit. Sie soll so gestaltet werden, dass sie insbe-
sondere der Förderung der Chancengerechtigkeit 
dient und zur Überwindung von Geschlechterstereo-
typen beiträgt. 

..... 

 
§ 4 enthält die Verpflichtung zu einer ge-
schlechterdifferenzierenden Kinder- und Ju-
gendförderung und die Gleichstellung von 
Jungen und Mädchen als durchgängiges Leit-
prinzip (Gender Mainstreaming).   
 
Leitidee des Gender Mainstreaming  
Gender Mainstreaming (GM) ist zunächst ein 
Instrument, das auf den Abbau geschlechts-
spezifischer Benachteiligungen und die 
Gleichstellung von Frauen und Männern zielt. 
Die Planung und Durchführung von Maßnah-
men und Tätigkeiten auf allen Ebenen soll so 
erfolgen, dass die unterschiedlichen Auswir-
kungen auf die Situationen der Frauen und 
Männer erkennbar und berücksichtigt werden. 
Zu fragen ist, welche Zielgruppen von den je-
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weiligen Vorhaben betroffen sind, welche ge-
schlechtsspezifischen Unterschiede bezogen 
auf den Zugang zu Ressourcen, der Beteili-
gung sowie der Machtverhältnisse bestehen. 
Hier anknüpfend sollen Strategien entwickelt, 
beschrieben und umgesetzt werden, die auf 
den Abbau von Ungleichheiten und die Förde-
rung der Gleichstellung zielen. Diese Strategie 
ist auf die Angebote der Kinder- und Jugendhil-
fe und damit auch als prinzipielle Vorgehens-
weise für die kommunale Jugendhilfeplanung 
zu übertragen. Dabei verfolgt Gender 
Mainstreaming eine Doppelstrategie: Ergän-
zend zur Überprüfung und Fortschreibung von 
Angeboten, die sich an beide Geschlechter 
richten, sollen spezifische, geschlechtsdiffe-
renzierte Angebote entwickelt und umgesetzt 
werden.  
 
Gender Mainstreaming als 
fachliches Konzept 
Auf der fachlichen Ebene ist Gender 
Mainstreaming Teil eines fachlichen Ausdiffe-
renzierungsprozesses. Es gilt die Lebenslagen 
und die Bedingungen des Aufwachsens der 
Zielgruppe des pädagogischen Handelns mög-
lichst genau zu analysieren um das eigene 
Handeln darauf abzustimmen.  
 
§ 4  ist somit einerseits eine direkte Aufforde-
rung, den Bedarf für geschlechtsspezifische 
Angebote für Jungen  und Mädchen zu klären 
und bewusste Entscheidungen für individuelle 
Ausprägungen des Mädchen- und Jungeseins 
zu fördern. Und er ist andererseits die gesetzli-
che Festschreibung von Jungen- und Mäd-
chenarbeit als Querschnittsaufgabe. Alle (auch 
auf den ersten Blick geschlechtsneutralen) pä-
dagogischen Angebote sind dahingehend zu 
überprüfen, ob sie mögliche unterschiedliche 
Interessen von Mädchen und Jungen berück-
sichtigen.  
 
! Handlungsoptionen und Emp-
fehlungen für die örtliche Ebene  
Für die Umsetzung geschlechtsdifferenzierter 
Kinder- und Jugendförderung  / Gender 
Mainstreaming als Querschnittsaufgabe sind 
Leitlinien und Leitfragen4 hilfreich. Im Zuge der 

                                            
4Vergleiche hierzu auch   
• Empfehlungen zur parteilichen Arbeit mit Mädchen und 

jungen Frauen, Hrsg,: Jugendministerium NRW 2000;  
• Leitlinien zur strukturellen Verankerung der Arbeit mit 

Mädchen und jungen Frauen in der Jungendhilfe. 
www.lwl.org. 

• Leitlinien zur geschlechtsbewussten Arbeit mit Mädchen 
und Jungen in der Jungendhilfe im Land Berlin. Unter 
www.bildungsnetz-berlin.de; 

• Fachliche Empfehlungen zur Mädchenarbeit in Thürin-
gen. www.thueringen.de; 

kommunalen Jugendhilfeplanung kann die 
nachfolgende Checkliste für Bestandsaufnah-
men, Bedarfsermittlung und Maßnahmepla-
nungen dabei nicht nur für die Jugendarbeit, 
sondern insbesondere auch für die Arbeitsfel-
der Jugendsozialarbeit und erzieherischer Kin-
der- und Jugendschutz genutzt werden.  
 
• Analyse / Bestandsaufnahme / Berichte / 

Controlling 
Hier geht es um Datenerfassung und �
erhebung, Geschlechterdifferenzierung in So-
zialraum- und Lebensweltanalysen, Überprü-
fung von Berichten und Controllinginstrumen-
ten und um die geschlechtergerechte Vertei-
lung der Ressourcen im Sinne des Gender 
Budgeting5.  
 
• Konzeptionen 
Fragen an die Konzeptionen in der Jugendför-
derung betreffen geschlechtsbewusste Ziele 
und Inhalte, Themen, Maßnahmen und Vorge-
hensweisen. Berücksichtigen die Konzeptionen  
geschlechtshomogene Angebote der Mäd-
chen- und Jungenarbeit ebenso wie ge-
schlechtsheterogene reflektierte Angebote? 
Wird dem Thema gleichgeschlechtliche Orien-
tierung Beachtung geschenkt, ein Coming out 
Jugendlicher ermöglicht und Formen der Les-
ben- und Schwulenarbeit in der Jugendarbeit 
berücksichtigt? 
 
• Zielgruppen/ Beteiligungsmöglichkeiten und 

�verfahren 
Wird die Pluralität der Lebenslagen von Mäd-
chen und Jungen in den Angeboten berück-
sichtigt und die Orientierung der Angebote an 
den Lebenslagen und Bedürfnissen jeweils re-
gelmäßig überprüft und weiterentwickelt? Wer-
den Beteiligungsmöglichkeiten und �verfahren 
für die Zielgruppen geschlechtsbewusst und 
differenziert gestaltet (Berücksichtigung unter-
schiedlicher Zugangswege)? 
• Angebote 
                                                                
• Qualitäten von Jungenarbeit. Eine Orientierungshilfe für 

Kinder-, Jugendhilfe und Schule. Hrsg. Von der LAG 
Jungenarbeit. Unter: www.jungenarbeit.de  

5 Vgl. hierzu: Bundesministerium für Familie, Frauen und 
Jugend: www.gender-mainstreaming.net  �Mit dem Begriff 
"Gender Budgeting" wird international die geschlechtsdiffe-
renzierte Analyse der öffentlichen Haushalte bezeichnet.. 
Der konzeptionelle Ausgangspunkt von Gender Budgeting 
ist, dass der gesamte öffentliche Haushalt und seine ein-
zelnen Teile Auswirkungen auf die Gleichstellung von 
Frauen und Männern haben. Mit der Verteilung von Res-
sourcen im Haushaltsplan werden Aufgabenstellungen de-
finiert und (politische) Prioritäten gesetzt. Mit Hilfe des 
Gender Budgeting können dann die unterschiedlichen 
Auswirkungen der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben 
auf Frauen und Männer im Allgemeinen und auf nach so-
zialen und wirtschaftlichen Lebenslagen zu unterscheiden-
de Gruppen von Frauen und von Männern im Besonderen 
ermittelt werden.�   
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Werden Angebote bereitgestellt, die einseitiger 
Geschlechterrollenzuschreibung entgegenwir-
ken und Optionen und Erfahrungen für nicht 
typische Kontexte öffnen? Sind die Angebote 
sozialräumlich so zielgruppengenau und diffe-
renziert gestaltet, dass keine Geschlechter-
gruppe benachteiligt wird? Greifen die Angebo-
te die Interessen und Themen von Mädchen 
und Jungen auf?  
 
• Räume und Ausstattung 
Sind öffentliche Flächen, Räumlichkeiten und 
didaktischen Materialien für Jungen wie Mäd-
chen gleichermaßen ansprechen. Stehen bei 
Bedarf geschlechtspezifische Räume für Mäd-
chen / Jungen zur Verfügung, können spezifi-
sche Nutzungszeiten vereinbart werden?  
 
• Personal / Aus-, Fort- und Weiterbildung 
Sind Genderkompetenz  und Know- How der 
Mädchen- und Jungenarbeit bei den Fachkräf-
ten fachlich und konzeptionell verankert und 
werden regelmäßig Fort- und Weiterbildung zu 
den Themenfeldern gefördert?  
 
• Einbindung / Kooperation 
Werden vorhandene Arbeitskreise, Arbeitsge-
meinschaften und Initiativen der Mädchenar-
beit bzw. Jungenarbeit in die Jugendhilfepla-
nung eingebunden? 
 
 
 
1.4  Interkulturelle Bildung  
 
§ 3 Zielgruppen, Berücksichtigung besonderer 

Lebenslagen 
  
.... 
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen darauf 
hinwirken, dass sie die besonderen Belange von Kindern 
und Jugendlichen in benachteiligten Lebenswelten und von 
jungen Menschen mit Migrationshintergrund berücksichti-
gen. ...... 

 
§ 5  Interkulturelle Bildung 
 
Die Kinder- und Jugendarbeit, die Jugendsozialarbeit und 
der erzieherischen Kinder- und Jugendschutz sollen in ihrer 
inhaltlichen Ausrichtung den fachlichen und gesellschaftli-
chen Ansprüchen einer auf Toleranz, gegenseitiger Ach-
tung, Demokratie und Gewaltfreiheit orientierten Erziehung 
und Bildung entsprechen. Sie sollen die Fähigkeit junger 
Menschen zur Akzeptanz anderer Kulturen und zu gegen-
seitiger Achtung fördern. 

 
 
 
 

§ 10 Schwerpunkte der Kinder- und Jugendar-
beit 

(1) Zu den Schwerpunkten der Kinder- und Jugendarbeit 
gehört insbesondere 
...  
7. die interkulturelle Kinder- und Jugendarbeit. Sie soll 

die interkulturelle Kompetenz der Kinder und Jugend-
lichen und die Selbstvergewisserung über die eigene 
kulturelle Identität fördern. 

.... 
9.    die internationale Jugendarbeit. Sie dient der interna-

tionalen Verständigung und dem Verständnis anderer 
Kulturen sowie der Friedenssicherung, trägt zu 
grenzüberschreitenden, gemeinsamen Problemlösun-
gen bei und soll das europäische Identitätsbewusst-
sein stärken.  

... 

 
§ 5 in Verbindung mit §§ 3 Abs. 2, 10 Abs. 7 
und 9 erkennt an, dass NRW ein Einwande-
rungsland ist, dessen verschiedene Bevölke-
rungsgruppen zu wechselseitiger Achtung und 
Toleranz angehalten werden sollen. In diesem 
Bildungs- und Erziehungsverständnis setzt das 
3. AG-KJHG Impulse zur interkulturellen Wei-
terentwicklung der öffentlichen und freien Trä-
ger der Jugendhilfe6.   
 
Es geht hier zum einen um eine generationen-
übergreifende Strategie mit dem Ziel,  
• strukturelle Benachteiligungen abzubauen,  
• Integration zu fördern und  
• gleichberechtigte Teilhabe im Sinne der Er-

öffnung von Zugangsmöglichkeiten zu si-
chern.      

Zum anderen geht es in der Jugendförderung 
um die Qualität fachlicher Konzepte in der Ju-
gendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des er-
zieherischen Kinder- und Jugendschutzes.  
 
Qualitätsmerkmale interkultureller Bildung sind 
hier insbesondere:  
• Nutzung von Ressourcen, Kompetenzen und 

kultureller Vielfalt,  
• Inanspruchnahme aller Leistungsangebote 

durch junge Migrant/innen,  
• spezifische Angebote für einheimische und 

zugewandete junge Menschen, die zu ge-
genseitigem Respekt der verschiedenen 
Weltanschauungen, Kulturen und Lebens-
formen befähigen, 

• Bildungs- und Förderangebote zum Abbau 
von spezifischen Benachteiligungen,  

• Unterstützung junger Migrant/innen bei der 
Selbstorganisation, Mitsprache und Beteili-
gung und  

                                            
6 Vgl. hierzu ausführlich:  
• Landeszentrum für Zuwanderung NRW, Interkulturel-

le Öffnung der Jugendhilfe, Solingen 2000. 
• Stellungnahme des Bundesjugendkuratoriums zu 

Migration, Integration und Jugendhilfe, Bonn 2005 
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• Aufgreifen Problemlagen junger Mig-
rant/innen (z. B. Zwangsverheiratungen). 

 
Diese Qualitätsmerkmale sollten ebenso in an-
deren Feldern der Jugendhilfe, vor allem aber 
auch in der lokalen Bildungsdebatte aufgegrif-
fen werden (vgl. Kap. 1.6 Zusammenwirken 
von Jugendhilfe und Schule).  
 
! Handlungsoptionen und Emp-
fehlungen für die örtliche Ebene 
Die nachfolgende Checkliste �interkulturelle 
Bildung� kann eine entsprechende Konzepti-
onsdiskussion in der Jugendförderung struktu-
rieren:   
 
• Analyse, Bestandsaufnahme, Berichte, Cont-

rolling 
Werden Datenerfassung und -erhebung in der 
Jugendhilfeplanung quantitativ und qualitativ 
differenziert durchgeführt und kleinräumig in-
terpretiert, mit dem Ziel, dass alle Kinder und 
Jugendliche eines Sozialraumes gleicherma-
ßen berücksichtigt werden? Kann zumindest in 
einem Handlungsfeld exemplarisch damit be-
gonnen werden? Sind Sozialraum- und Le-
bensweltanalysen zu den spezifischen Interes-
sen von  Kindern und Jugendlichen verfügbar? 
Werden in Berichten und Controlling die inter-
kulturellen Ziele nachgehalten und ggf. weiter 
entwickelt (z.B. durch Verankerung im örtlichen 
Wirksamkeitsdialog). Können neben Meldeda-
ten, weitere validere und qualitative Informati-
onen zu den unterschiedlichen Migrantengrup-
pen gewonnen werden (über Einschätzungen 
der Kindergärten, Grundschulen und Migran-
tenselbsorganisationen?) 
 
• Konzeption 
Finden sich in den Konzeptionen interkulturelle 
Ziele und Inhalte, die die Lebenslagen der 
Zielgruppe differenziert (Geschlecht, Alter, 
ethnische Herkunft, Bildungshintergrund etc.) 
berücksichtigen? Werden bspw. Themen, wie 
körperliche und kulturelle Selbstbestimmtheit, 
sexuelle Orientierung, Aneignung öffentlicher 
Räume, Prävention und Schutz vor Gewalt, 
Förderung individueller Lebensplanung und 
Berufsorientierung etc. den jeweiligen Lebens-
lagen von migrantenstämmigen Kindern und 
Jugendlichen angepasst? Werden Maßnah-
men und Vorgehensweisen beschrieben und 
dargestellt, die sich an den unterschiedlichen 
Zugängen und Bedürfnislagen von migran-
tenstämmigen und einheimischen Kindern und 
Jugendlichen ausrichten? Berücksichtigen die 
Konzeptionen  nationalitätenspezifische, bzw. 
lebenslagenspezifische Angebote, ebenso wie 
übergreifende durchlässige interkulturelle re-
flektierte Angebote? 
 

• Zielgruppen/ Beteiligung 
Wird die Pluralität der Lebenslagen  in den An-
geboten berücksichtigt und die Ausgestaltung 
der Angebote an die Lebenslagen und Bedürf-
nisse jeweils regelmäßig überprüft und weiter-
entwickelt? Werden Beteiligungsmöglichkeiten 
und -verfahren für die unterschiedlichen Ziel-
gruppen  differenziert gestaltet (Berücksichti-
gung unterschiedlicher Zugangswege)? 
 
• Angebote 
Werden Angebote bereitgestellt, die einseitiger 
Rollenzuschreibung entgegenwirken und Opti-
onen und Erfahrungen für nicht typische Kon-
texte öffnen (Ethnie / Stigmatisierung / Diskri-
minierung)? Sind die Angebote in einem Sozi-
alraum quantitativ und qualitativ so zielgrup-
pengenau und differenziert gestaltet, dass kei-
ne Bevölkerungsgruppe benachteiligt/ vernach-
lässigt wird, z.B. bezogen auf Freizeitangebo-
te, Beteiligung und Schutz? Werden Angebote 
der internationalen Jugendarbeit konzeptioniert 
und bereitgestellt? Gibt es sowohl Angebote 
für einheimische Kinder und Jugendliche zur 
interkulturellen Bildung (Toleranz lernen, Ach-
tung und Respekt gegenüber anderen Kultu-
ren), als auch Angebote für spezifische 
Migrantengruppen?  
 
• Räume / Ausstattung 
Sind öffentliche Flächen, Räumlichkeiten und 
didaktischen Materialien für Mädchen und 
Jungen aus unterschiedlichen Kulturkreisen 
gleichermaßen ansprechend? Gibt es ggfls. 
spezifische Räume bzw. Nutzungszeiten für 
Mädchen, Jugendgruppen und �kulturen?  
 
• Personal / Aus-, Fort- und Weiterbildung 
Sind interkulturelle Kompetenzen bei den 
Fachkräften fachlich und konzeptionell veran-
kert? Welche Fort- und Weiterbildungsbedarfe 
bestehen? Ist die Interkulturelle Bildung Quer-
schnittsthema in der Reflektion professionellen 
Handelns im Team? Gibt es bereits Personal 
mit Migrationshintergrund? Wenn nicht, wie 
kann es gewonnen werden? 

 
• Kooperation und Vernetzung 
Wird vorhandenes  Expert/innenwissen genutzt 
(z.B. Ausländerbeirat, Migrantenselbsthilfeor-
ganisationen, Migrationssozialdienste, RAA´s, 
Integrationsbeauftragte, Expertenwissen zur 
Sprachförderung)? Können Zugänge zu Reli-
gionsgemeinschaften der Migranten (mennoni-
tische, sunnitische, alevitische, schiitische etc.) 
mit dem Ziel der Kooperation in der Jugendför-
derung aufgebaut werden?  
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1.5  Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen  

 
§ 6 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben dafür 
Sorge zu tragen, dass Kinder und Jugendliche entspre-
chend ihrem Entwicklungsstand in den sie betreffenden 
Angelegenheiten rechtzeitig, in geeigneter Form und 
möglichst umfassend unterrichtet sowie auf ihre Rechte 
hingewiesen werden. Zur Förderung der Wahrnehmung 
ihrer Rechte sollen bei den Trägem der öffentlichen Ju-
gendhilfe geeignete Ansprechpartner zur Verfügung 
stehen. 

 

(2) Kinder und Jugendliche sollen an allen ihre Interes-
sen berührenden Planungen, Entscheidungen und Maß-
nahmen, insbesondere bei der Wohnumfeld- und Ver-
kehrsplanung, der bedarfsgerechten Anlage und Unter-
haltung von Spielflächen sowie der baulichen Ausgestal-
tung öffentlicher Einrichtungen in angemessener Weise 
beteiligt werden. 

 

(3) Das Land soll im Rahmen seiner Planungen, soweit 
Belange von Kindern und Jugendlichen berührt sind, 
insbesondere aber bei der Gestaltung des Kinder- und 
Jugendförderplans, Kinder und Jugendliche im Rahmen 
seiner Möglichkeiten hören. 

 

(4) Bei der Gestaltung der Angebote nach § 10 Abs. 1 
Nr. 1 bis 9 sollen die öffentlichen und freien Träger und 
andere nach diesem Gesetz geförderte Einrichtungen 
und Angebote die besonderen Belange der Kinder und 
Jugendlichen berücksichtigen. Hierzu soll diesen ein 
Mitspracherecht eingeräumt werden. 

 
In § 6 wird der enge Rahmen der Jugendförde-
rung gesprengt und Beteiligung zu einer Leit-
orientierung für die gesamte Jugendhilfe und 
Jugendpolitik allgemein erklärt. Das KJFöG 
entspricht damit den umfassenden Beteili-
gungsrechten junger Menschen, wie sie bereits 
im SGB VIII fixiert sind (vgl. §§ 8, 36, 80 SGB 
VIII)7.   
 
Zur Förderung der Wahrnehmung ihrer Rechte  
• sollen bei den Trägern der öffentlichen Ju-

gendhilfe für Kinder und Jugendliche geeig-
nete Ansprechpartner zur Verfügung stehen 
(damit junge Menschen ihre Beteiligungs-
rechte ausüben können, benötigen sie Un-
terstützung durch Erwachsene),   

• soll der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
junge Menschen an der Jugendhilfeplanung 
sowie anderen kommunalpolitischen Ent-
scheidungsprozesse beteiligen, sofern diese 
deren Interessen berühren und   

                                            
7 vgl. hierzu ausführlich: Städte- und Gemeindebund NRW: 
Partizipation von Kindern und Jugendlichen an kommuna-
len Entscheidungsprozessen, Düsseldorf, 2004    

• sollen Kinder und Jugendliche in der Kinder- 
und Jugendarbeit ein deutliches Mitsprache-
recht haben.  

 
! Handlungsoptionen und Emp-
fehlungen für die örtliche Ebene  
Insgesamt wird in eine umfassende, starke und 
anspruchsvolle Verpflichtung zur Beteiligung 
von Kindern und Jugendlichen formuliert. Da-
bei kann die Klärung folgender Fragen für die 
Erarbeitung eines gelingenden Beteiligungs-
konzeptes hilfreich sein:   
 
Ansprechpartner/innen für Kinder und 
Jugendliche  
• Was sind die Themen und Anlässe, mit de-

nen Kinder und Jugendliche sich an den ört-
lichen Träger der Jugendhilfe wenden (akute 
Krisensituationen, Informationsfragen, Be-
schwerden, Anregungen etc.)? 

• Welche Kompetenzen benötigen die An-
sprechpartner/innen (Beratungskompetenz, 
Informiertheit über kommunalpolitische Ent-
scheidungsprozesse und Leistungsangebote 
der Jugendhilfe)?  

• Wie ist die Erreichbarkeit dieser Ansprech-
partner/innen auch für jüngere Kinder zu si-
chern (Bekanntheit der Personen, Informati-
on über Kindergärten, Jugendtreffs und 
Schulen, Homepage für Kinder und Jugend-
liche etc.)? 

• Wie dezentral muss ein solches Beteili-
gungskonzept sein, damit Kinder und Ju-
gendliche ihre Ansprechpartner/innen finden 
und der Bezug zum Stadtteil/Ortsteil gege-
ben ist?  

 
Da bei realistischer Einschätzung faktisch kei-
ne Kommune zusätzliches Personal anstellen 
kann, wird empfohlen, für einzelne Stadtgebie-
te bzw. Ortsteile Fachkräfte der öffentlichen 
oder der freien Jugendhilfe mit dieser Aufgabe 
(ggfls. mit festgelegten Stundenkontingenten) 
zu betrauen. Auch in kreisangehörigen Ge-
meinden kann es sinnvoll sein, für einzelne 
Ortsteile dezentral Ansprechpartner/innen zu 
gewinnen. Aufgabe des zentralen Jugendam-
tes ist es, diese Personen zu unterstützen, die 
Anregungen und Wünsche der Kinder- und Ju-
gendlichen zu bündeln, in kommunalpolitische 
Entscheidungsprozesse einzubringen und 
Rückmeldungen zu geben, wie und ob die Inte-
ressen der jungen Menschen Berücksichtigung 
gefunden haben.           
 
Kinder- und Jugendbeteiligung an der 
kommunalen Jugendhilfeplanung  
Wollte man das KJFöG optimal umsetzen, so 
müsste ein Element der Bedarfsermittlung für 
die Arbeitsfelder Jugendarbeit, Jugendsozial-
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arbeit und Jugendschutz die durchgängige Be-
teiligung junger Menschen an der Erarbeitung 
der kommunalen Kinder- und Jugendförder-
pläne sein. Konkret geht es erst einmal um die 
differenzierte Antwort junger Menschen auf 
drei Fragen:   
• Wie beurteilen die jungen Menschen die An-

gebote der Kinder- und Jugendarbeit (Kon-
zept, Attraktivität der Angebote, Angebotslü-
cken etc.) und welche Verbesserungsvor-
schläge gibt es?  

• Welche zusätzlichen Hilfen erwarten junge 
Menschen außerhalb von Schule, Ausbil-
dung und Arbeitsmarkt, damit sie eine zu-
friedenstellende berufliche Perspektive reali-
sieren können? Wie bewerten Sie bestehen-
de Unterstützungsleistungen der Jugendso-
zialarbeit (Beratung, Schulsozialarbeit, Ju-
gendberufshilfe etc.)?  

• Wenn es um Gefährdungssituationen für 
Kinder und Jugendliche geht, was sind die 
akuten Themen junger Menschen (�vom 
Mobbing bis zu den Alkopops�)?        

 
Beteiligung wird bei der Frage nach den unter-
schiedlichen Interessen sehr komplex. Zu be-
achten sind Differenzierungen je nach Ziel-
gruppe der Angebote, also 
• jüngere Kinder, Teenies, Jugendliche, junge 

Erwachsene, 
• Mädchen und junge Frauen bzw. Jungen 

und junge Männer, 
• unterschiedliche Gruppen junger Migran-

t/innen (mit z.T. sehr unterschiedlichen Inte-
ressen), 

• junge Menschen in den unterschiedlichen 
Stadtgebieten, Gemeinden und Ortsteilen.  

 
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
setzt zudem � will man Alibibeteiligung ver-
meiden � den gekonnten Einsatz von Metho-
den voraus.  
 
Angesichts der knappen Zeitperspektive, in 
denen die Kommunen ihren ersten kommuna-
len Förderplan vorlegen müssen, wird kurzfris-
tig folgendes Vorgehen empfohlen:  
• Bündelung der zentralen Erkenntnisse be-

reits durchgeführter Beteiligungsprojekte.  
• Konzentration der Beteiligung junger Men-

schen auf diejenigen Felder der Jugendhilfe-
planung, in denen noch kaum Einschätzun-
gen vorliegen.  

• Konzentration nur auf diejenigen Fragestel-
lungen, in denen für junge Menschen er-
kennbar auch Realisierungschancen gege-
ben sind.  

 
Mittelfristig sollte (losgelöst von der Erstellung 
des ersten Förderplans) ein Beteiligungskon-
zept entwickelt werden, was jungen Menschen 

kontinuierlich die Mitwirkung ermöglicht. Dazu 
wäre es erforderlich, mit allen Leistungsanbie-
tern (kreisangehörige Gemeinden, freie Träger 
der Jugendförderung) zu vereinbaren, dass die 
kontinuierliche Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen an der eigenen Arbeitsplanung 
ein zukünftiges Qualitätskriterium (ggfls. auch 
Fördervoraussetzung) sein wird.  
 
Beteiligung an kommunalpolitischen  
Entscheidungsprozessen     
In der Praxis haben sich hier verschiedene 
Formen entwickelt:  
• Kinder- und Jugendparlamente in Anbindung 

an die Jugendhilfeausschüsse (vereinzelt 
auch mit beratender Stimme und eigenen 
Budgets), 

• Interessensvertretung durch Beauftragte 
(Kinderbeauftragte, Jugendpfleger/innen, 
Jugendhilfeplaner/innen, Amtsleitung), 

• Versammelnde Verfahren, in denen Kom-
munalpolitiker/innen direkt mit jungen Men-
schen über deren Interessen in´s Gespräch 
kommen (Jugendforen, Stadtteil- oder Ge-
meindekonferenzen),  

• Selbstverpflichtungen der Vertretungskör-
perschaft, vor allen Entscheidungen jeweils 
die Auswirkungen auf Kinder und Jugendli-
che zu untersuchen.  

• Projekte zu konkreten Planungen mit den 
zukünftigen Nutzergruppen. 

• Anfragen und Anträge junger Menschen als 
regelmäßiger Tagesordnungspunkt im JHA .  

 
Wann, wie und in welcher Form und Intensität 
direkte Beteiligungsformen umgesetzt werden, 
sollte der Initiative des Jugendhilfeausschus-
ses (in Abstimmung mit den Bezirksvertretun-
gen bzw. den Jugendausschüssen der Ge-
meinden) überlassen werden. Zur praktischen 
Durchführung von Beteiligungsprojekten soll-
ten im kommunalen Kinder- und Jugendförder-
plan entsprechende Finanzmittel vorgesehen 
werden.   
 
Mitsprache in der  
Kinder- und Jugendarbeit  
Die Mitsprache junger Menschen in der Kinder- 
und Jugendarbeit kann und sollte in jährlichen 
Zielvereinbarungsgesprächen zwischen Ju-
gendamt und Einrichtungen/Trägern beraten 
werden. 
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1.6  Zusammenwirken von 
Jugendhilfe und Schule   

 
§ 7 Zusammenarbeit von Jugendhilfe und 

Schule 

(1) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe und 
die Träger der freien Jugendhilfe sollen bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben mit den Schulen zusammenwirken. Sie sol-
len sich insbesondere bei schulbezogenen Angeboten der 
Jugendhilfe abstimmen. 
 
(2) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe för-
dern das Zusammenwirken durch die Einrichtung der er-
forderlichen Strukturen. Dabei sollen sie diese so gestal-
ten, dass eine sozialräumliche pädagogische Arbeit geför-
dert wird und die Beteiligung der in diesem Sozialraum be-
stehenden Schulen und anerkannten Trägern der freien 
Jugendhilfe gesichert ist. 
 
(3) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe wir-
ken darauf hin, dass im Rahmen einer integrierten Ju-
gendhilfe- und Schulentwicklungsplanung ein zwischen al-
len Beteiligten abgestimmtes Konzept über Schwerpunkte 
und Bereiche des Zusammenwirkens und über Umset-
zungsschritte entwickelt wird. 
 
§ 7  greift die in § 81 SGB VIII normierte gene-
relle d.h. arbeitsfeldübergreifende Kooperati-
onsverpflichtung der Jugendhilfe mit Schulen 
und Schulverwaltung(en) auf. Jugendhilfe und 
Schule haben den gemeinsamen Auftrag der 
Erziehung und Bildung junger Menschen. Ziel 
einer verbesserten Zusammenarbeit der bei-
den Institutionen ist es, ein aufeinander abge-
stimmtes lokales gemeinsames Konzept der 
Bildungsförderung für junge Menschen im je-
weiligen Sozialraum zu entwickeln. Der Koope-
rationsverpflichtung der Jugendhilfe in § 7 
KJFöG entspricht auf der Schulseite der § 5 
des Schulgesetzes vom 27. Januar 20058.  
 
§ 5  Schul-G 

 
Öffnung von Schule, Zusammenarbeit mit au-
ßerschulischen Partnern 

(1) Die Schule wirkt mit Personen und Einrichtungen ihres 
Umfeldes zur Erfüllung des schulischen Bildungs- und Er-
ziehungsauftrages und bei der Gestaltung des Übergangs 
von den Tageseinrichtungen in die Grundschule zusam-
men. 
 
(2) Schulen sollen in gemeinsamer Verantwortung mit den 
Trägern der öffentlichen und der freien Jugendhilfe, mit 
Religionsgemeinschaften und mit anderen Partnern zu-
sammenarbeiten, die Verantwortung für die Belange von 
Kindern, Jugendlichen und jungen Volljährigen tragen.        
 
(3) Vereinbarungen nach den Absätzen 1 und 2 bedürfen 
der Zustimmung der Schulkonferenz.  
 

 

                                            
8 Diese Kooperationsverpflichtung betrifft  im Gegensatz 
zu § 7 KJFöG nur die Schule selbst. Die Rollen der Schul-
träger und der Schulaufsicht bleiben ungeklärt.  

Die Schulen sollen demnach bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben mit außerschulischen Partnern 
zusammenarbeiten.   
 
Mit dem Begriff der schulbezogenen Angebote 
der Jugendhilfe in § 7 Abs. 1 können sowohl 
individuelle Hilfen, als auch zeitlich befristete 
Kooperationsprojekte oder neue Angebote und 
Maßnahmen gemeint sein. Schnittstellen zwi-
schen freien und öffentlichen Trägern der Ju-
gendhilfe und den jeweiligen Schulen und da-
mit Anlässe für die Zusammenarbeit ergeben 
sich im Feld der Jugendförderung  bspw. 
• in der Kooperation mit Schulen bei der 

Ganztagsbetreuung in der Primar- und Se-
kundarstufe I, 

• bei der Entwicklung schul- und unterrichts-
bezogener Angebote der Jugendarbeit, 

• bei der Abstimmung außerschulischer Bil-
dungsangebote,  

• bei der Entwicklung von Konzepten der 
Schulsozialarbeit, 

• bei der Förderung schulischer und berufli-
cher Integration. 

 
Darüber hinaus gibt es weitere Schnittstellen 
zwischen Jugendhilfe und Schule z.B.  
• bei der Entwicklung gemeinsamer Strategien 

zum frühzeitigen Erkennen von und Handeln 
in Risiko- und Gefährdungssituationen oder  

• im Übergang vom Kindergarten in die 
Grundschule,  

• bei der Entwicklung wirkungsvoller Sprach-
förderung.  

 
Der zentrale Bezugspunkt zukünftiger Abstim-
mungsprozesse ist die sozialräumliche Orien-
tierung, d.h. es geht weniger um stadt- und 
kreisweite allgemeine Grundsatzregelungen 
als vielmehr um das gemeinsame praktische 
Handeln der Fachkräfte der Jugendhilfe und 
der Schulen in dem Stadtteil bzw. in der Ge-
meinde, in dem/der die Kinder und Jugendli-
chen leben, um die es geht. Gerade zu Beginn 
dieser Abstimmungsprozesse bieten sich z.B. 
bei konkreten Projekten schriftlich fixierte Ko-
operationsvereinbarungen an, in denen die 
�Spielregeln� zukünftiger Zusammenarbeit ge-
meinsam festgelegt werden9. 
 
Absatz 2 des § 7 gibt  dem örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe � also der Kommune � 
den Auftrag, das Zusammenwirken von Ju-
gendhilfe und Schule durch die Errichtung er-
forderlicher Strukturen zu initiieren und dauer-

                                            
9 vgl. hierzu unter www.lvr.de und www.lja-wl.de  Arbeits-
materialien zum KJFöG: Stadt Krefeld, Fachbereich Ju-
gendhilfe und Beschäftigungsförderung - Abt. Jugend -  
Eckpunkte für die Zusammenarbeit zwischen Einrichtun-
gen der Offenen Kinder- und Jugendarbeit und Schulen 
 



 11 
 

 

haft zu unterstützen. Damit soll die Kooperati-
on aus der persönlichen Initiative und Verant-
wortung einzelner engagierter Personen her-
ausgeholt werden und mit dem Ziel der Nach-
haltigkeit strukturell abgesichert werden.  
 
Die Jugendämter sollen zudem im Rahmen ei-
ner integrierten Jugendhilfe- und Schulentwick-
lungsplanung darauf hinwirken, dass ein zwi-
schen allen Beteiligten abgestimmtes Konzept 
über Schwerpunkte und Bereiche des Zusam-
menwirkens und über Umsetzungsschritte ent-
wickelt wird  (§ 7 Abs.3).  
 
! Handlungsoptionen und Emp-
fehlungen für die örtliche Ebene  
Im Sinne eines gelingenden gemeinsam getra-
genen Vernetzungsprozesses sollten die freien 
Träger der Jugendhilfe, der/die Schulträger 
und die Schulleitungen  gleichberechtigt in die 
Umsetzungsüberlegungen zu § 7  einbezogen 
werden. 
 
Als Start gelingender Zusammenarbeit kann 
• eine Bestandsaufnahme von bereits vorhan-

denen Kooperationsstrukturen (z.B. Stadt-
teilkonferenzen, runde Tische, schriftliche 
Vereinbarungen etc.), gelungenen Koopera-
tionsprozessen aber auch der Hürden und 
Grenzen der Zusammenarbeit wichtige Hin-
weise geben10,  

• die Klärung gemeinsamer Anliegen und Ziele 
von Jugendhilfe und Schule eine gute 
Grundlage beginnender Kooperation darstel-
len, 

• im Sinne eines kommunalen Leitbildes die 
Verständigung über erste gemeinsame Ziele 
der Bildungsförderung, aber auch über die 
unterschiedlichen Rollen, Aufträge und Res-
sourcen der Beteiligten erfolgen und schrift-
lich fixiert werden, 

• eine Konkretisierung erfolgen, welche Gebie-
te / Regionen als Sozialräume bzw. Pla-
nungsräume dienen sollen (hier wird es je 
nach Schulform aber auch nach konkreten 
Jugendhilfeangeboten zu unterschiedlichen 
Planungsräumen kommen),  

• der organisatorische Rahmen der Koordina-
tion geklärt werden (z.B. Einrichtung eines 
dauerhaften Koordinierungsgremiums / 
Steuerungsgruppe, Bildung einer Arbeitsge-
meinschaft Jugendhilfe und Schule gem.§78 
SGB VIII, verbindliche Benennung von An-
sprechrechpartner/innen, Öffnung der Schul-
leiterkonferenzen für Vertreter/innen der Ju-

                                            
10 Eine erste landesweite Bestandsaufnahme zur Koopera-
tion von Jugendhilfe und Schule wurde als Expertise zum 
8. Kinder- und Jugendbericht veröffentlicht: Deinet, U., I-
cking, M.:�Bildungsprozesse im Kontext der Kooperation 
von Jugendhilfe und Schule�, Düsseldorf 2005, 
www.bildungsportal.nrw.de     

gendhilfe, Budget für gemeinsame Fortbil-
dungen / Planungsworkshops etc.) 

 
Das Anliegen der strukturellen Verankerung 
der Zusammenarbeit von Jugendhilfe und 
Schule wird in einigen Kommunen durch die 
Zuordnung von Jugendamt und Schulverwal-
tungsamt in ein Dezernat bzw. Fachbereich, 
durch die Schaffung von federführenden Koor-
dinierungsstellen und /oder durch regelmäßige 
gemeinsame Sitzungen von Jugendhilfe- und 
Schulausschuss zu gemeinsamen Themen-
stellungen unterstützt. In Landkreisen entste-
hen (angesichts der Planungen offener Ganz-
tagsschulen) erste Netzwerke zwischen Schu-
len, Schulträgern, Schulaufsicht und öffentli-
chen und freien Jugendhilfeträgern. Die Nach-
haltigkeit wird hier durch entsprechende ge-
meinsame Initiativen der Jugendhilfeaus-
schüsse und der staatlichen Schulämter gesi-
chert.  
Zu empfehlen ist die Bildung eines gemeinsa-
men Untersausschusses von Jugendhilfeaus-
schuss und Schulausschuss, in dem alle Fra-
gen der Weiterentwicklung der Zusammenar-
beit von Jugendhilfe und Schule fortlaufend be-
raten werden.   
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2.  Arbeitsbereiche der Kinder- und  
Jugendförderung 

  
2.1  Kinder- und  

Jugendarbeit  
 
§ 10 Schwerpunkte der Kinder- und Jugendarbeit  
 
(1) Zu den Schwerpunkten der Kinder- und Jugendarbeit 
gehört insbesondere  
1. die politische und soziale Bildung. Sie soll das Interesse 
an politischer Beteiligung frühzeitig herausbilden, die Fä-
higkeit zu kritischer Beurteilung politischer Vorgänge und 
Konflikte entwickeln und durch aktive Mitgestaltung politi-
scher Vorgänge zur Persönlichkeitsentwicklung beitragen.  
2. die schulbezogene Jugendarbeit. Sie soll in Abstimmung 
mit der Schule geeignete pädagogische Angebote der Bil-
dung, Erziehung und Förderung in und außerhalb von 
Schulen bereitstellen.  
3. die kulturelle Jugendarbeit. Sie soll Angebote zur Förde-
rung der Kreativität und Ästhetik im Rahmen kultureller 
Formen umfassen, zur Entwicklung der Persönlichkeit bei-
tragen und jungen Menschen die Teilnahme am kulturellen 
Leben der Gesellschaft erschließen. Hierzu gehören auch 
Jugendkunst- und Kreativitätsschulen.  
4. die sportliche und freizeitorientierte Jugendarbeit. Sie 
soll durch ihre gesundheitlichen, erzieherischen und sozia-
len Funktionen mit Sport, Spiel und Bewegung zur Persön-
lichkeitsentwicklung von Kindern und Jugendlichen beitra-
gen.  
5. die Kinder- und Jugenderholung. Ferien- und Freizeit-
maßnahmen mit jungen Menschen sollen der Erholung und 
Entspannung, der Selbstverwirklichung und der Selbstfin-
dung dienen. Die Maßnahmen sollen die seelische, geistige 
und körperliche Entwicklung fördern, die Erfahrung sozia-
ler Beziehungen untereinander vermitteln und soziale Be-
nachteiligungen ausgleichen.  
6. die medienbezogene Jugendarbeit. Sie fördert die An-
eignung von Medienkompetenz, insbesondere die kritische 
Auseinandersetzung der Nutzung von neuen Medien.  
7. die interkulturelle Kinder- und Jugendarbeit. Sie soll die 
interkulturelle Kompetenz der Kinder und Jugendlichen 
und die Selbstvergewisserung über die eigene kulturelle 
Identität fördern.  
8. die geschlechterdifferenzierte Mädchen- und Jungenar-
beit. Sie soll so gestaltet werden, dass sie insbesondere 
der Förderung der Chancengerechtigkeit dient und zur Ü-
berwindung von Geschlechterstereotypen beiträgt.  
9. die internationale Jugendarbeit. Sie dient der internatio-
nalen Verständigung und dem Verständnis anderer Kultu-
ren sowie der Friedenssicherung, trägt zu grenzüberschrei-
tenden, gemeinsamen Problemlösungen bei und soll das 
europäische Identitätsbewusstsein stärken.  
 
(2) Die Träger der freien Jugendhilfe nehmen ihre Aufga-
ben im Rahmen dieser Schwerpunkte in eigener Verant-
wortung wahr. Zentrale Grundprinzipien ihrer Arbeit sind 
dabei ihre Pluralität und Autonomie, die Wertorientierung, 
die Methodenvielfalt und -offenheit sowie die Freiwilligkeit 
der Teilnahme.  

.  
Schwerpunkte der Jugendarbeit 
In § 10 Abs. 1 sind die Schwerpunkte der Kin-
der- und Jugendarbeit aufgelistet, die keine 
Prioritätensetzung in ihrer Aufzählung darstel-

len.  Es werden beispielhaft, aber nicht ab-
schließend, Schwerpunkte der Kinder- und Ju-
gendarbeit genannt. Die Auflistung konkreti-
siert den ebenso offenen Aufgabenkatalog des 
§ 11 Abs.3 SGB VIII und entspricht den Ar-
beitsschwerpunkten der Träger. Sie ist nicht 
abschließend zu verstehen und kann aktuellen 
Entwicklungen angepasst werden. 
 
Die Schwerpunkte beziehen sich sowohl auf 
Querschnittsaufgaben wie z.B. �politische, so-
ziale, kulturelle und interkulturelle Bildung�, als 
auch auf Einzelfelder, wie z.B. �Kinder- und 
Jugenderholung�, �medienbezogene Jugend-
arbeit� etc. Sie sind daher nicht als isolierte Be-
reiche zu betrachten. Sie geben die Zielrich-
tung der Jugendarbeit vor und formulieren die 
Anforderungen an die Maßnahmen, die Ein-
richtungen und die handelnden Personen in 
diesen Bereichen. 
 
Je nach örtlicher Schwerpunktsetzung werden 
sich die hier angesprochenen Querschnittsauf-
gaben und Handlungsfelder im kommunalen 
Kinder- und Jugendförderplan wieder finden.  
Demgegenüber müssen die Bestimmungen 
der §§ 3 bis 7 (vgl. Kap. 1) als allgemeine 
Querschnittsaufgaben der Kinder- und Jugend-
förderung in der pädagogischen Arbeit der öf-
fentlichen und freien Träger Berücksichtigung 
finden und werden so zum Thema der kom-
munalen Jugendhilfeplanung und des Förder-
plans. Ebenso ist die Förderung des ehrenamt-
lichen Engagements als pflichtige Aufgabe für 
den Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach § 
18 aufzunehmen. 
 
Grundprinzipien der freien Jugendhilfe 
Abs. 2 weist auf die besondere Ausgangslage 
der Träger der freien Jugendhilfe hin. Er hebt 
insbesondere ihre Eigenständigkeit und Eigen-
verantwortlichkeit hervor. Zugleich stellt er,  in 
Ausführung der im SGB VIII enthaltenen Vor-
gaben, zentrale Grundprinzipien der Träger-
struktur und der inhaltlichen Orientierung der 
Träger dar.  
 
Diese Grundprinzipien sind 
• die Trägerpluralität,  
• die Autonomie der freien Träger,  
• die Wertorientierung,  
• die Methodenvielfalt und �offenheit sowie   
• der Grundsatz der Freiwilligkeit. 
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Die öffentlichen Träger der Kinder- und Ju-
gendhilfe haben diese Prinzipien im Rahmen 
der partnerschaftlichen Zusammenarbeit von 
öffentlichem Träger und Trägern der freien Ju-
gendhilfe zu berücksichtigen und zu sichern. 
Bei der Zusammenarbeit hat die öffentliche 
Jugendhilfe die inhaltliche, verfahrensmäßige 
und organisatorische Selbständigkeit der freien 
Jugendhilfe zu achten. 
 
Angebotsformen  
Die Angebotsformen beinhalten neben klassi-
schen Formen wie Gruppenarbeit, Jugendfrei-
zeiten und Bildungsangeboten ebenso Projek-
te und offene Angebote. Die praktische Arbeit 
umfasst u.a. folgende Schwerpunkte:  
• Bildungsangebote, die ganzheitlich organi-

siert sind und an den Interessen und Kompe-
tenzen von Kindern und Jugendlichen an-
knüpfen, 

• Freizeitaktivitäten, die nicht von Kommerz 
und Konsum bestimmt sind, 

• Sportliche und erlebnispädagogische Aktivi-
täten, bei denen Gemeinschaftserlebnisse 
im Vordergrund stehen, 

• Engagement gegen Gewalt, Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit, 

• Initiativen für internationale Verständigung 
und Solidarität, 

• Medienarbeit, die sich kritisch-konstruktiv mit 
den Möglichkeiten und Grenzen neuer Me-
dien auseinandersetzt, 

• Initiativen für Ausbildungs- und Berufschan-
cen junger Menschen, 

• Engagement für Gerechtigkeit und Chan-
cengleichheit von Jungen und Mädchen, 
Frauen und Männern, 

• Erlebnisräume in den Bereichen Kunst, The-
ater, Tanz und Musik, 

• Beschäftigung mit ökologischen Themen wie 
die Erhaltung der Natur und einer lebenswer-
ten Umwelt, 

• Aktivitäten zur Förderung des sozialen oder 
humanitären Engagements junger Men-
schen, 

• aktive Mitsprache und Mitgestaltung des Le-
bensraums in Land, Gemeinde und Stadtteil, 

• arbeitswelt-, schul- und familienbezogene 
Jugendarbeit, 

• internationale Jugendarbeit, 
• Kinder- und Jugenderholung und 
• Jugendberatung (§ 11 Abs. 3 SGB VIII).  
 
Ziele und Zielgruppen 
Die Jugendarbeit  fördert junge Menschen in 
ihrer individuellen und sozialen Entwicklung 
und trägt dazu bei, Benachteiligungen zu ver-
meiden oder abzubauen, sowie positive Le-
bensbedingungen für junge Menschen zu er-
halten oder zu schaffen. 

Aus dieser Zielsetzung ergibt sich, dass Ju-
gendarbeit nicht grundsätzlich auf Randgrup-
pen und Benachteiligte ausgerichtet ist. Sie 
sollte aber ihre Stärken in den Dienst derjeni-
gen Kinder und Jugendlichen stellen, die An-
gebote und Förderung am dringendsten benö-
tigen. 
 
Sie ist gekennzeichnet durch Freiwilligkeit der 
Teilnahme und Orientierung an den Bedürfnis-
sen der jungen Menschen, die die Angebote 
mitbestimmen und mitgestalten sollen. 
 
Nach dem Kinder- und Jugendförderungsge-
setz NRW liegt die Altersspanne der Besuche-
rinnen und Besucher in der Regel zwischen 6 
und 21 Jahren. Darüber hinaus können, bei 
spezifischer Bedarfssituation, Angebote und 
Maßnahmen auch für junge Menschen bis zum 
27. Lebensjahr angeboten werden. 
 
Jugendarbeit versteht sich als Teil der sozialen 
und kulturellen Infrastruktur, um freizeitpäda-
gogische Angebote, Maßnahmen und Projekte 
mit einem besonderen informellen Bildungs-
charakter durchzuführen. Ihre zentrale Aufga-
be ist es, Räume und Erfahrungsmöglichkeiten 
für Kinder und Jugendliche bereitzustellen und 
Treffmöglichkeiten außerhalb von Schule und 
Elternhaus zu bieten. Ziel ist die Förderung der 
Selbstorganisation der Kinder und Jugendli-
chen und die Bereitstellung von Angeboten 
entsprechend ihrer Lebenslagen, Interessen 
und Bedarfe. 
 
 
 
2.1.1 Jugendverbandsarbeit  
 
§ 11 Jugendverbandsarbeit 
 
Jugendverbandsarbeit findet in auf Dauer angelegten von 
Jugendlichen selbstorganisierten Verbänden statt. Sie trägt 
zur Identitätsbildung von Kindern und Jugendlichen bei. 
Jugendverbände und ihre Zusammenschlüsse haben auf-
grund der eigenverantwortlichen Tätigkeit und des ehren-
amtlichen Engagements junger Menschen einen besonde-
ren Stellenwert in der Kinder- und Jugendarbeit 

 
Grundlagen verbandlicher Jugendarbeit  
Jugendverbandsarbeit als Teil der Jugendar-
beit soll laut § 11 des Kinder- und Jugendhilfe-
gesetzes Kinder und Jugendliche "zur Selbst-
bestimmung befähigen und zu gesellschaftli-
cher Mitverantwortung und zu sozialem 
Engagement anregen und hinführen".  
 
Jugendverbände haben den Anspruch, mit ih-
ren vielfältigen Bildungs-, Freizeit- und Erho-
lungsangeboten junge Menschen in ihrer Ei-
geninitiative, Eigenverantwortung, Selbststän-
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digkeit und ihrem Engagement für die Gemein-
schaft zu fördern. Sie leisten damit einen un-
verzichtbaren Beitrag zum Hineinwachsen von 
Kindern und Jugendlichen in die demokrati-
sche Gesellschaft.  
 
Jugendverbandsarbeit ist durch spezifische 
Arbeitsweisen und Prinzipien gekennzeichnet: 
 
• Selbstorganisation 
Jugendarbeit wird von jungen Menschen selbst 
organisiert, gemeinschaftlich gestaltet und mit-
verantwortet (vgl. § 12 KJHG). Jugendliche 
sollen dazu befähigt werden, Verantwortung 
wahrzunehmen und Entscheidungen zu tref-
fen. 
 
• Partizipation und Mitwirkung 
Dies geschieht sowohl innerhalb des eigenen 
Verbandes als auch in anderen gesellschaftli-
chen und jugendpolitischen Bezügen In der 
Gruppenarbeit machen Kinder und Jugendli-
che erste Erfahrungen von Mitbestimmung. 
Fortgeführt wird dies durch Meinungsbildungs-
prozesse auf allen Ebenen des Jugendverban-
des bis zur Übernahme von Leitungsfunktio-
nen. 
 
• Ehrenamtliches Engagement 
Grundlage der verbandlichen Kinder- und Ju-
gendarbeit ist das ehrenamtliche Engagement 
ihrer Mitglieder. Die vielfältigen Aktivitäten der 
Jugendverbände sind ohne diese unentgeltlich 
geleistete Tätigkeit nicht denkbar. Rund 
300.000 Jugendliche und junge Erwachsene 
engagieren sich derzeit ehrenamtlich in den 
Jugendverbänden Nordrhein-Westfalens. Sie 
übernehmen Verantwortung in politischer In-
teressensvertretung oder in Vorstandstätigkei-
ten, leiten Gruppen, Ferienfreizeiten oder Pro-
jekte, gestalten die Öffentlichkeitsarbeit oder 
sind als Sport- und Freizeitbetreuer aktiv.  
  
• Hauptamtliches Personal 
Unterstützt werden die ehrenamtlich Tätigen 
von hauptamtlichen Mitarbeiter/innen der Ju-
gendverbände. Sie sichern die Kontinuität der 
Arbeit, unterstützen die jeweiligen Vorstände 
des Jugendverbands in ihrer Tätigkeit, über-
nehmen die Anleitung und Qualifizierung von 
Ehrenamtlichen bspw. in Form von  Gruppen-
leiter/innen-Schulungen und fungieren so als 
Multiplikator/innen, die die Jugendverbandsar-
beit auf ehrenamtlicher Basis absichern. 
 
• Werteorientierung 
Ausgehend von ihren je eigenen Traditionen 
sind Jugendverbände Wertegemeinschaften, 
d.h. sie orientieren sich an spezifischen Wert-
vorstellungen, die auch den Charakter ihrer 
Angebote prägen. Die Wertgebundenheit bildet 

gleichsam das Grundsatzprogramm, welches 
in den Angeboten, Projekten und Aktionen der 
Verbände zum Ausdruck kommt. Die gegen-
wärtigen gesellschaftlichen Umbrüche prägen 
auch die Lebenslagen und Erfahrungswelten 
von Kindern und Jugendlichen. Die fortschrei-
tende Globalisierung geht im Alltag von Kin-
dern und Jugendlichen mit zunehmender 
Kommerzialisierung, Mediatisierung und sozia-
ler Segregation einher. Jugendverbände bieten 
Kindern und Jugendlichen in dieser Situation 
mit ihren wertorientierten Ansätzen Orientie-
rungshilfen und stellen diesen gesellschaftli-
chen Trends bewusst Angebote entgegen, die 
auf Gemeinschaftserlebnissen und Mitgestal-
tung basieren. 
 
• Intergeneratives Lernen 
In der Jugendverbandsarbeit wird altersüber-
greifend gelernt im Miteinander der Generatio-
nen. Kinder und Jugendliche werden von Er-
wachsenen begleitet und gefördert. 
 
• Internationalität 
Die Jugendverbandsarbeit hat eine lange Tra-
dition in internationalen Projekte, so z. B. Ju-
gendaustauschmaßnahmen. Sie fördert die 
Begegnung, die Solidarität und die Toleranz 
untereinander.  
 
! Handlungsoptionen und Emp-
fehlungen für die örtliche Ebene  
Mit Blick auf eine gezielte Jugendhilfeplanung 
im Feld der Jugendverbandsarbeit betreten die 
meisten Jugendämter Neuland. Für die Erar-
beitung kommunaler Förderpläne soll die nach-
folgende Checkliste den Planungsprozess er-
leichtern:  
 
• Bestandsaufnahme laufender Aktivitäten der 

Jugendverbandsarbeit  (Träger, Zielgruppen, 
Themen), 

• Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
als Expert/innen in eigener Sache,  

• Förderung und Unterstützung der Zusam-
menschlüsse der Jugendverbandsarbeit auf 
kommunaler Ebene (z.B. Jugendringe). Es 
empfiehlt sich, in Städten und Landkreisen 
für diese Koordinierungsaufgabe Fachper-
sonal bereit zu stellen bzw. zu fördern. 

• Zur Förderung ehrenamtlicher Arbeit emp-
fiehlt es sich, entsprechende Qualifizie-
rungsmaßnahmen bereit zu stellen und zu 
finanzieren. 

• Festlegung der kommunalen Förderung der 
Jugendverbandsarbeit bezogen auf die o.g. 
Schwerpunkte. 
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2.1.2 Offene Kinder- und 
 Jugendarbeit 

 
§ 12 Offene Jugendarbeit 
 
Offene Jugendarbeit findet insbesondere in Einrichtungen, 
Maßnahmen und Projekten, Initiativgruppen, als mobiles 
Angebot, als Abenteuer- und Spielplatzarbeit sowie in ko-
operativen und übergreifenden Formen und Ansätzen 
statt. Sie richtet sich an alle Kinder und Jugendlichen und 
hält für besondere Zielgruppen spezifische Angebote der 
Förderung und Prävention bereit. 

 
Grundlagen Offener Kinder- und  
Jugendarbeit 
Offene Kinder- und Jugendarbeit trägt dazu 
bei, Kindern, Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen Räume zur Freizeitgestaltung zur 
Verfügung zu stellen, wohnumfeldnahe Ange-
bote durchzuführen und Maßnahmen zu initiie-
ren, die geeignet sind, gezielte pädagogische 
Förderung möglich zu machen. Die Konzeption 
der Arbeit ist lebenslagen- und lebensweltori-
entiert, sie knüpft - wie in §§ 1,5,9,11 und 80 
SGB VIII normiert - an die Interessen und an 
die jeweiligen besonderen sozialen und kultu-
rellen Bedürfnisse junger Menschen an. 
 
§ 11 SGB VIII und § 12 KJFöG NW kenn-
zeichnen Offene Kinder- und Jugendarbeit als 
unentbehrlichen Bestandteil der sozialen Infra-
struktur von Städten und Gemeinden. Diese 
haben den gesetzlichen Auftrag, erforderliche 
und geeignete Angebote der Jugendarbeit zur 
Verfügung zu stellen (§ 79 SGB VIII).  
  
Offene Kinder- und Jugendarbeit richtet sich 
entsprechend dem gesetzlichen Auftrag 
grundsätzlich an alle Kinder und Jugendlichen. 
Bei der Konzipierung von Angeboten nimmt sie 
die Lebenslagen und Bedürfnisse der Kinder 
und Jugendlichen in ihrem Einzugsbereich als 
Ausgangspunkt für die Weiterentwicklung ei-
nes deutlichen Aufgabenprofils. Mit diesem auf 
die Lebenslagen und den Sozialraum ausge-
richteten Ansatz erfüllt die Offene Kinder- und 
Jugendarbeit in besonders niedrigschwelliger 
Weise den Auftrag des § 11 SGB VIII, �an den 
Interessen der jungen Menschen anzuknüpfen 
und von ihnen mitbestimmt und mitgestaltet zu 
werden�. 
 
Die fachliche Basis der Offenen Kinder- und 
Jugendarbeit besteht nicht in einem besonde-
ren methodischen Ansatz, sondern in der Ana-
lyse der Lebenssituation der jungen Men-
schen. 
 
Pädagogische Empfehlungen 
Offene Kinder- und Jugendarbeit hat grund-
sätzlich einen Bildungsauftrag,  der die Förde-

rung von Wahrnehmung, Kooperationsfähig-
keit, Selbstvertrauen, Konfliktfähigkeit und 
Kreativität im Problemlöseverhalten beinhaltet. 
Sie vermittelt als Ort informeller Bildungspro-
zesse zentrale soziale Schlüsselqualifikationen 
und ermöglicht eine vielfältige soziale Bildung 
für die Gestaltung der Gesellschaft. 
 
Die Ziele der geschlechtsbezogenen offenen 
Kinder- und Jugendarbeit sind im Sinne des § 
4 umzusetzen. Sie hat den Auftrag, diskrimi-
nierenden und fremdenfeindlichen Tendenzen 
mit geeigneten Mitteln entgegenzuwirken. 
Durch Interkulturelles Lernen werden kulturelle 
Unterschiede erfahren und Vergleiche gezo-
gen. Ziel ist es, Vorurteile abzubauen und die 
Förderung von Toleranz und Akzeptanz der 
gesellschaftlichen Vielfalt ( § 5). 
 
Grunderfahrungen der politischen Beteiligung 
sind in der Offenen Kinder- und Jugendarbeit 
durch die Gestaltung von Beteiligungsstruktu-
ren im Alltag der Einrichtungen und der mobi-
len Angebote zu ermöglichen (§ 6). Offene 
Kinder- und Jugendarbeit versteht sich prinzi-
piell als Anwalt/Lobbyist von und mit Kindern, 
Jugendlichen und ihren Eltern und zielt darauf 
hin, positive Lebensbedingungen für junge 
Menschen und ihre Familien zu schaffen. 
 
Ebenso gehört das Zusammenwirken mit den 
Schulen zum Auftrag, im Interesse der unter-
schiedlichen Altersgruppen, die konzeptionell 
von der jeweiligen Einrichtung angesprochen 
und in die pädagogische Arbeit einbezogen 
werden. Insbesondere bei schulbezogenen 
Angeboten (sh. § 7) haben sich die Träger der 
öffentlichen und der freien Jugendhilfe mit den 
Schulen abzustimmen. 
 
Orientierung an Kindern und Jugendli-
chen in benachteiligten Lebenswelten 
Art und Umfang der Angebote der Offenen 
Kinder- und Jugendarbeit sind nach den örtli-
chen Bedarfen im Rahmen der Jugendhilfepla-
nung (vgl. Kap. 3) festzulegen. Da die Offene 
Kinder- und Jugendarbeit in besonderer Weise 
geeignet ist, mit ihren Angeboten benachteilig-
te Kinder und Jugendliche zu erreichen, sollte 
im Rahmen der Jugendhilfeplanung diesem 
Aspekt eine besondere Gewichtung gegeben 
werden. Offene Kinder- und Jugendarbeit ist 
verstärkt in denjenigen Stadtteilen und Sozial-
räumen vorzuhalten, in denen Kinder und Ju-
gendliche in benachteiligten Lebenswelten 
aufwachsen. 
 
Personal 
Die ausreichende Ausstattung mit pädagogisch 
qualifizierten hauptberuflichen Personal ist ein 
grundlegendes Qualitätsmerkmal offener Ju-
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gendarbeit in NRW. Die Ausgestaltung eines 
qualitativ hochwertigen und ausdifferenzierten 
Angebotes, aber auch die Wahrnehmung der 
Aufsichtspflicht machen es erforderlich, dass 
Einrichtungen (oder Angebote) der Offenen 
Kinder- und Jugendarbeit ausreichend perso-
nell besetzt sind. Honorarkräfte und ehrenamt-
liche Mitarbeiter/innen unterstützen die haupt-
beruflichen Fachkräfte, sie stellen jedoch kei-
nen Ersatz dar11. Angebote der Offenen Kin-
der- und Jugendarbeit sollten dementspre-
chend verlässlich und kontinuierlich vorgehal-
ten werden, insbesondere in Zeiten, in denen 
Kinder und Jugendliche ihre Freizeit verbrin-
gen d.h. nachmittags, abends, an Wochenen-
den und während der Schulferien. 
 
Bedarfsorientierung  
Das pädagogische Handlungsfeld der Offenen 
Kinder- und Jugendarbeit ist durch einen be-
ständigen Veränderungsprozess gekennzeich-
net, der auf die sich wandelnden Bedarfe von 
Kindern und Jugendlichen, ihre Fragen und 
Probleme immer neu antworten muss. So ha-
ben sich im Laufe der Entwicklung vielfältigste 
Arbeitsweisen, konzeptionelle Ansätze und 
methodische Handlungsweisen ausgebildet. 
 
Zur Profilierung der Arbeit  sind im Gesetz ide-
altypisch mögliche Schwerpunkte von Einrich-
tungen und Projekten der Offenen Kinder und 
Jugendarbeit beschrieben. In der Praxis wer-
den jedoch Verbindungen und Verflechtungen 
zwischen den einzelnen methodischen Ansät-
zen hergestellt. Das Profil der Einrichtungen 
und Projekte ist bedarfsorientiert und flexibel 
auszurichten. Dabei können trägerspezifisch 
wertorientierte Angebotsprofile sowohl in der 
Gestaltung einzelner Angebote als auch in der 
Grundkonzeption deutlich werden.  
 
Kooperationspartner  
Um die hier vorgestellten Schwerpunkte und 
Ziele in der verschiedenen Handlungsfeldern 
(Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, erzieheri-
scher Kinder- und Jugendschutz) umzusetzen, 
ist es nötig, dass sich die Einrichtungen, Trä-
ger, Verbände im Stadtteil und auf Stadtebene 
fachbezogen vernetzen. Wesentliche Koopera-
tionspartner sind: 
• Jugendberufshilfe 
• Schulen (inbes. im Bereich der Offenen 

Ganztagsgrundschule, der Ganztagsbetreu-
ung im Sek1-Bereich, bei der Beratung und 
Begleitung im Übergang von Schule und Be-
ruf sowie in gemeinsamen Projekten) 

 

                                            
11 vgl. hierzu ausführlich MSJK NRW (Hrsg.): Die Offene 
Kinder- und Jugendarbeit in Nordrhein-Westfalen � Befun-
de der zweiten Strukturdatenerhebung zum Berichtsjahr 
2002, S. 40 ff.  

• Kulturpädagogische Einrichtungen: Die kul-
turpädagogischen Ansätze in der Offenen 
Kinder- und Jugendarbeit können durch 
fachliche Unterstützung und inhaltliche sowie 
technische Beratung dieser Facheinrichtun-
gen wirkungsvoll unterstützt bzw. ergänzt 
werden. 

 
• ASD/Hilfen zur Erziehung: Sowohl der All-

gemeine Soziale Dienst als auch die Offene 
Kinder- und Jugendarbeit haben die Aufga-
be, Einfluss auf die Lebensqualität der Be-
wohnerinnen und Bewohner im jeweiligen 
sozialen Raum zu nehmen. Kooperationen in 
Stadtteilkonferenzen, bei der Abstimmung 
von Maßnahmen oder z.B. der konkreten 
Durchführung sozialer Gruppenarbeit in Kin-
der- und Jugendeinrichtungen sind sinnvoll 
und möglich. 

 
Weitere wichtige Kooperationspartner sind:  
• Politik und Verwaltung 
• Wohnungsbaugesellschaften 
• Polizei 
• Tageseinrichtungen etc. 
 
! Handlungsoptionen und Emp-
fehlungen für die örtliche Ebene  
Mit Blick auf eine gezielte Jugendhilfeplanung 
im Feld der Offenen Kinder- und Jugendarbeit 
und die Erarbeitung kommunaler Förderpläne 
soll die nachfolgende Checkliste den Pla-
nungsprozess erleichtern:  
 
• Einbindung aller anerkannten Träger über 

vorhandene Arbeitskreise, Arbeitsgemein-
schaften  in die Jugendhilfeplanung, 

• Bestandsaufnahme laufender Aktivitäten der 
offenen Kinder- und Jugendarbeit (Träger, 
Zielgruppen, Themen), 

• Klärung der Zielgruppenorientierung/ Beteili-
gungsmöglichkeiten und �methoden. (Wird 
die Pluralität der Lebenslagen in den Ange-
boten berücksichtigt und die Orientierung der 
Angebote an den Lebenslagen und Bedürf-
nissen jeweils regelmäßig überprüft und wei-
terentwickelt? Werden Beteiligungsmöglich-
keiten und -methoden für die (unterschiedli-
chen) Zielgruppen differenziert gestaltet?)  

• Nutzung verfügbarer Indikatoren für den Be-
darf (z.B. Sozialraumanalysen) 

• Entwicklung bedarfsgerechter Angebots-
strukturen und Maßnahmen.  

• Vereinbarungen (z.B. in der Arbeitsgemein-
schaft gem. § 78 SGB VIII) über zentral und 
dezentral wahrzunehmende Aufgaben. 

• Vereinbarungen mit den Schulen über Ko-
operationsmaßnahmen  

• Klärung des jährlichen Finanzbedarfs für die 
Sicherstellung der Infrastruktur (Personal-, 
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Sachkosten, Projektmittel) mit Blick auf den 
zukünftigen Kinder- und Jugendförderplan.  

• Vereinbarungen zur laufenden Qualitätssi-
cherung und Evaluation der Maßnahmen 
(Wirksamkeitsdialog). 

 
 
 

2.2  Jugendsozialarbeit  
 
§ 2 Grundsätze 
� 
(2) Jugendsozialarbeit soll insbesondere dazu beitragen, 
individuelle und gesellschaftliche Benachteiligungen durch 
besondere sozialpädagogische Maßnahmen auszugleichen. 
Sie bietet jungen Menschen vor allem durch Hilfen in der 
Schule und in der Übergangsphase von der Schule zum 
Beruf spezifische Förderangebote sowie präventive Ange-
bote zur Stärkung der Persönlichkeitsentwicklung und zur 
Berufsfähigkeit.12 
� 

 
§ 13 Jugendsozialarbeit 
 
Aufgaben der Jugendsozialarbeit sind insbesondere die so-
zialpädagogische Beratung, Begleitung und Förderung 
schulischer und beruflicher Bildung sowie die Unterstüt-
zung junger Menschen bei der sozialen Integration und der 
Eingliederung in Ausbildung und Arbeit. Dazu zählen auch 
schulbezogene Angebote mit dem Ziel, die Prävention in 
Zusammenarbeit mit der Schule zu verstärken. 

 
Ebenso wie für die Kinder- und Jugendarbeit 
trägt der örtliche Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe gemäß § 79 KJHG die Planungs- 
und Gesamtverantwortung für die Jugendsozi-
alarbeit. 
 
Jugendsozialarbeit ist damit Gegenstand der 
kommunalen Jugendhilfeplanung. Im Rahmen 
der Verabschiedung künftiger kommunaler 
Kinder- und Jugendförderpläne werden die Ju-
gendhilfeausschüsse bzw. die jeweilige Vertre-
tungskörperschaft Festlegungen über die ju-
gendpolitischen Ziele, lokalen Bedarfe, fachli-
chen Schwerpunkte und den mittelfristigen Fi-
nanzrahmen der Jugendsozialarbeit treffen 
müssen. 
 
Planungsbeteiligte 
Um die Interessen sozial benachteiligter bzw. 
individuell beeinträchtigter junger Menschen 
besser wahrnehmen zu können, sind neben 
den freien Trägern der Jugendhil-
fe/Jugendsozialarbeit und Vertreter/innen der 
Schulen vor allem auch die neu gebildeten Ar-
beitsgemeinschaften (ArGe) in die kommunale 
Jugendhilfeplanung einzubeziehen. 
 

                                            
12 Wenn das KJHG im KJFöG korrekt zitiert worden wäre, 
müsste es heißen; �individuelle Beeinträchtigungen und 
gesellschaftliche Benachteiligungen� 

Ziele der Jugendsozialarbeit sind die Stärkung 
der Persönlichkeit, der Berufsfähigkeit junger 
Menschen und der Ausgleich individueller und 
gesellschaftlicher Beeinträchtigungen. 
Dies wird erreicht durch sozialpädagogische 
Maßnahmen, u.a. durch werkpädagogische 
Angebote und Beratung. Der in § 13  beschrie-
bene Auftrag der Jugendsozialarbeit betont 
darüber hinaus frühzeitige und präventive An-
gebote und verpflichtet die Träger der Jugend-
sozialarbeit zur konzeptionellen Zusammenar-
beit mit allen an diesem Prozess beteiligten 
Akteuren. 
 
Prävention in Zusammenarbeit mit der 
Schule  
Die erweiterte Schwerpunktsetzung im KJFöG 
gegenüber dem SGB VIII zugunsten früher Hil-
fen für Schülerinnen und Schüler der Sekun-
darstufe I entspricht der Intention und der Pra-
xisentwicklung in der Jugendsozialarbeit, de-
ren Ziel darin besteht, schulisches und berufli-
ches Scheitern so früh wie möglich zu verhin-
dern (z. B. durch Schulmüdenprojekte, schul-
bezogene sozialarbeiterische Angebote, sozi-
alpädagogische Schülerhilfen etc.) 
 
§ 13 SGB VIII, § 13 KJFöG und SGB II 
Parallel zu schulbezogenen Angeboten besteht 
der Auftrag der Jugendsozialarbeit darin, Un-
terstützungsleistungen zur sozialen und beruf-
lichen Integration für diejenigen Schulabgänger 
und jungen Erwachsenen bereit zu halten, de-
ren berufliche Integration nicht durch die In-
strumente und Eingliederungsleistungen von 
SGB II und SGB III erreicht werden kann. Auch 
und gerade wegen der Einführung des SGB II 
sind weiterhin jugendhilfeorientierte Angebote 
der Jugendsozialarbeit nach § 13 KJHG not-
wendig. Trotz des Nachranggrundsatzes des § 
13 SGB VIII gegenüber SGB II kann die Ziel-
gruppe junger Menschen im Übergang von der 
Schule in den Beruf nicht vollständig erreicht 
werden. Angebote der Jugendsozialarbeit sind 
weiterhin nötig für junge Menschen,  
• die auf Grund fehlender Hilfebedürfigkeit 

gemäß § 7 und § 9 SGB II keinen Anspruch 
auf Eingliederungsleistungen haben,  

• die den Anforderungen des SGB II und der 
work-first-Orientierung nicht Stand halten 
können und über Sanktionierung aus dem 
SGB II-System herausfallen,  

• die niedrigschwellige persönlichkeitsfördern-
de Maßnahmen zunächst brauchen, damit 
sie arbeitsmarktintegrierende Angebote er-
folgreich aufnehmen und beenden können. 

 
! Handlungsoptionen und Emp-
fehlungen für die örtliche Ebene  
In der Praxis ergeben sich im Bereich der Ju-
gendsozialarbeit in der Regel ausgeprägte 
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Schnittstellen zu Angeboten der offenen Kin-
der- und Jugendarbeit. Unter dem Gesichts-
punkt der Neuakzentuierung des KJFöG mit 
dem Schwerpunkt auf �benachteiligte Kinder 
und Jugendliche� wird empfohlen, neben den 
schul- und arbeitsweltbezogenen Arbeitsan-
sätzen der Jugendsozialarbeit weitere Angebo-
te wie z.B. Streetwork, Notschlafstellen, spe-
zielle Beratungsangebote für Jugendliche und 
junge Heranwachsende in besonderen Le-
benslagen in ein Gesamtkonzept Jugend-
sozialarbeit einzubeziehen. Diese und evtl. 
weitere Schnittstellen sollten bei der Aufstel-
lung des örtlichen Jugendförderplanes heraus 
gearbeitet werden. 
 
Jugendämter, freie Träger der Jugendberufs-
hilfe und der Jugendsozialarbeit und die ArGe 
sollten im Vorfeld der Entwicklung kommunaler 
Kinder- und Jugendförderpläne 
• ihre Zielsetzungen bezogen auf junge Men-

schen unter 25 Jahre im Übergang Schule 
und Beruf gemeinsam analysieren, 

• den Bedarf, die Zielgruppen und erforderli-
che Angebote und Maßnahmen gemeinsam 
beschreiben, 

• jeweilige Schnittstellen und Verantwortungs-
bereiche zwischen Arbeitsmarktpolitik, Schu-
le und Jugendhilfe klären, 

• die Arbeitsteilungen und finanzielle Verant-
wortlichkeiten verabreden, 

• Jugendkonferenzen entsprechend der Emp-
fehlung der Bundesagentur für Arbeit (Kom-
pendium von September 2004, S. 15) einfor-
dern und als Planungs- und Diskussions-
plattform installieren, 

• innerhalb der Jugendhilfe die Schnittstellen 
zur Jugendarbeit und zu den Hilfen zur Er-
ziehung klären,  

• vorhandene Angebote der Schulsozialarbeit 
in den Planungsprozess integrieren, bspw. 
über verbindliche Festlegungen der Zusam-
menarbeit und qualitativer Weiterentwicklun-
gen etwa im Rahmen von Sozialraumkonfe-
renzen oder örtlichen Arbeitsgemeinschaften 
nach § 78 SGB VIII. 

 
 
2.3  Kinder- und 
  Jugendschutz  
 
§ 2 Grundsätze 

.... 
 (3) Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz soll junge 
Menschen und ihre Familien über Risiko- und Gefähr-
dungssituationen informieren und aufklären, zur Auseinan-
dersetzung mit ihren Ursachen beitragen und die Fähigkeit 
zu selbstverantworteten Konfliktlösungen stärken. Dabei 
sollen auch die Ziele und Aufgaben des Kinder- und Ju-
gendmedienschutzes einbezogen werden. 

§ 14 Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 

Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz umfasst den 
vorbeugenden Schutz junger Menschen vor gefährden-
den Einflüssen, Stoffen und Handlungen. Hierbei sollen 
die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe ins-
besondere mit den Schulen, der Polizei sowie den Ord-
nungsbehörden eng zusammenwirken. Sie sollen päda-
gogische Angebote entwickeln und notwendige Maß-
nahmen treffen, um Kinder, Jugendliche und Erzie-
hungsberechtigte über Gefahren und damit verbundene 
Folgen rechtzeitig und in geeigneter Weise zu informie-
ren und zu beraten. 

Hierzu gehört auch die Fort- und Weiterbildung von 
haupt- und ehrenamtlich tätigen Mitarbeitern und Mit-
arbeiterinnen. 

 
Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 
als Querschnittsaufgabe 
Der erzieherische Kinder- und Jugendschutz in 
der Kommune ist eine Querschnittsaufgabe. In 
allen Feldern der Jugendhilfe (Kindertages-
betreuung, Jugendarbeit, Familienbildung, Hil-
fen zur Erziehung) gehört es zum sozialpäda-
gogischen Selbstverständnis der Fachkräfte 
mit Kindern, Jugendlichen, Müttern und Vätern 
konkrete Risiko- und Gefährdungssituationen 
zu thematisieren, sie zu informieren, aufzuklä-
ren und die Auseinandersetzung mit den Ursa-
chen zu fördern. Dort, wo spezialisierte Ju-
gendschutzfachkräfte tätig sind oder Jugend-
pfleger/innen (auch) mit dem erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutz beauftragt sind, be-
steht deren Aufgabe darin, mit den Fachkräften 
der unterschiedlichen Träger der Jugendhilfe, 
pädagogischen und therapeutischen Einrich-
tungen und mit den Schulen zusammen zu ar-
beiten, sie  für Aufgaben des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes zu sensibilisieren 
und zu qualifizieren (Fort- und Weiterbildung).  
 
Zu den Aufgaben der öffentlichen Träger der 
Jugendhilfe in den Kommunen gehört damit  
• eine regelmäßige Informationstätigkeit, die 

sich an Eltern und andere pädagogisch Täti-
ge richtet, 

• die aufklärerische Arbeit mit Kindern und Ju-
gendlichen,  

• die Unterstützung der Arbeit beispielsweise 
von Jugendverbänden, der Offenen Kinder- 
und Jugendarbeit, der Schulen, also aller 
Träger, die den Kinder- und Jugendschutz 
als Querschnittsaufgabe verstehen,  

• die Förderung entsprechender Initiativen und  
• die fachliche Begleitung konkreter Projekte 

und Maßnahmen.  
 
Die Träger der öffentlichen und freien Träger 
der Jugendhilfe, sollen diesen Auftrag � und 
dies wird im KJFöG deutlich betont � in Zu-
sammenarbeit mit den Schulen, der Polizei 
und den Ordnungsbehörden umsetzen, indem 
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gemeinsam geeignete pädagogische Angebote 
entwickelt werden.  
 
Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 
im kommunalen Förderplan 
Wie im SGB VIII bekräftigt auch das 3. AG-
KJHG die präventive Funktion des erzieheri-
schen Kinder- und Jugendschutzes. Für diesen 
Teilbereich des Kinder- und Jugendschutzes 
hat der öffentliche Träger der Jugendhilfe die 
Planungsverantwortung und die Gewährleis-
tungsverpflichtung. Ziele,  zu fördernde Maß-
nahmen und Fördervolumen sind dementspre-
chend für den erzieherischen Kinder- und Ju-
gendschutz im Rahmen der Kinder- und Ju-
gendförderpläne auszuweisen (sh. auch Kapi-
tel 3). Zu welchen Themenstellungen, mit wel-
chen Adressaten gearbeitet wird, sollte den 
jährlichen Planungen vorbehalten bleiben. Ge-
rade im erzieherischen Kinder- und Jugend-
schutz gilt es auf aktuelle Risiko- und Gefähr-
dungssituationen zu reagieren.   
 
Eingreifender und struktureller  
Kinder- und Jugendschutz 
Um den Kinder- und Jugendschutz wirksam 
auf der kommunalen Ebene umzusetzen, be-
darf es aber auch einer weiteren Perspektive, 
die die Einhaltung der Jugendschutzgesetzge-
bung (JuSchG), des Jugendmedienschutz�
Staatsvertrages der Länder (JMStV) und ande-
rer relevanter Regelwerke im Blick hat.  Die 
Perspektive �Prävention� im erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutz ist deshalb in der 
Kommune zu ergänzen um die ordnungsrecht-
liche Perspektive im kontrollierenden und ein-
greifenden Kinder- und Jugendschutz. Es geht 
hier um die Zusammenarbeit mit Ordnungsbe-
hörden, Polizei, Vereinigungen der Gewerbe-
treibenden und anderer Institutionen, die Ein-
fluss auf die Einhaltung der Jugendschutzge-
setzgebung auf kommunaler Ebene haben. 
Dieser ordnungsrechtliche Kinder- und Ju-
gendschutz ist allerdings im Gegensatz zum 
erzieherischen Kinder- und Jugendschutz nicht 
Bestandteil des KJFöG. Dementsprechend ist 
hier auch nicht die Jugendhilfe in der Verpflich-
tung entsprechende Maßnahmen selbst durch-
zuführen oder zu finanzieren.  
 
Als strukturellen Kinder- und Jugendschutz 
lassen sich schließlich die Bemühungen der 
Kommune und der freien Träger bezeichnen, 
die Lebenswelt von Kindern und Jugendlichen 
so zu gestalten, dass Gefährdungen und Risi-
kosituationen generell reduziert werden. Hand-
lungsfelder des strukturellen Kinder- und Ju-
gendschutzes sind u.a. Verkehrsplanung, 
Stadtplanung, Spielraum- und Freizeitstätten-
planung, Umweltschutz, Verhinderung von Ar-
mut und struktureller Vernachlässigung. Diese 

Funktion entspricht den Vorgaben des § 6  
(Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an 
allen sie betreffenden Planungen).    
 
Einbindung in die Jugendhilfe- und 
Stadtplanung  
Für eine wirksame Umsetzung dieses An-
spruchs brauchen die mit dem erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutz beauftragten Fach-
kräfte vor Ort Strukturen, die es ermöglichen, 
das fachliche Wissen in Planungsverfahren 
und Steuerungsfunktionen einzubringen. Sie 
sollten in die kommunale Jugendhilfeplanung 
und die Stadtplanung mit einbezogen werden, 
um pädagogische, ordnungsrechtliche und 
strukturelle Aspekte des Kinder- und Jugend-
schutzes miteinander verknüpfen zu können. 
 
 
! Handlungsoptionen und Emp-
fehlungen für die örtliche Ebene  
Mit Blick auf eine gezielte Jugendhilfeplanung 
im Feld des erzieherischen Kinder- und Ju-
gendschutzes betreten viele Jugendämter 
Neuland. Mit Blick auf die Erarbeitung kommu-
naler Förderpläne soll die nachfolgende 
Checkliste den Planungsprozess erleichtern:  
• Analyse konkreter Gefährdungstatbestände 

in der jeweiligen Kommune über die gezielte  
Beteiligung / Befragung von Fachkräften der 
Jugendhilfe.  

• Bestandsaufnahme laufender Aktivitäten des 
erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes 
in der Jugendhilfe (Träger, Zielgruppen, 
Themen) 

• Bestandsaufnahme der Aktivitäten der Ko-
operationspartner (Suchthilfe, Polizei etc.)   

• Ggfls. direkte Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen als Expert/innen in eigener 
Sache. Meist können Mädchen und Jungen 
selbst sehr genau und konkret Risiko- und 
Gefährdungssituationen beschreiben.   

• Nutzung verfügbarer Indikatoren für den Be-
darf (z.B. vorliegende Daten zur Gewalt- o-
der Drogenproblematik)  

• Entwicklung bedarfsgerechter Angebots-
strukturen und Maßnahmen.  

• Vereinbarungen (z.B. in der Arbeitsgemein-
schaft gem. § 78 SGB VIII) über zentral und 
dezentral wahrzunehmende Aufgaben. 

• Vereinbarungen mit den Schulen über Ko-
operationsmaßnahmen  

• Klärung des jährlichen Finanzbedarfs für In-
formation, Aufklärung, Projekte etc. mit Blick 
auf den zukünftigen Kinder- und Jugendför-
derplan.  

• Vereinbarungen zur laufenden Qualitätssi-
cherung und Evaluation der Maßnahmen 
(Wirksamkeit durchgeführter Jugendschutz-
programme). 
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3.  Planungs- und  
Gewährleistungsverpflichtung des 
örtlichen Trägers der Jugendhilfe 

 
3.1  Einführung 
 
§ 15 Förderung durch die örtlichen Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe 

(1) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind 
zur Förderung der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit 
und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes nach 
Maßgabe dieses Gesetzes verpflichtet. Gemäß § 79 SGB 
Vlll haben sie im Rahmen ihrer finanziellen Leistungsfähig-
keit zu gewährleisten, dass in ihrem Zuständigkeitsbereich 
die erforderlichen und geeigneten Einrichtungen, Dienste, 
Veranstaltungen und Fachkräfte der Kinder- und Jugend-
arbeit, der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kin-
der- und Jugendschutzes zur Verfügung stehen. 
 
(2) Träger der freien Jugendhilfe und Initiativen, soweit sie 
in den Bereichen dieses Gesetzes tätig sind, sollen nach 
Maßgabe des § 74 SGB VIII und den Inhalten und Vorga-
ben der örtlichen Jugendhilfeplanung gefördert werden. 
Die Förderung soll sich insbesondere auf die entstehenden 
Personal- und Sachkosten beziehen. 
 
(3) Im Rahmen ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit haben 
die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe dafür 
Sorge zu tragen, dass die erforderlichen Haushaltsmittel 
bereitgestellt werden. Sie müssen in einem angemessenen 
Verhältnis zu den für die Jugendhilfe insgesamt bereitge-
stellten Mittel stehen. 
 
(4) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe erstellt 
auf der Grundlage der kommunalen Jugendhilfeplanung 
einen Förderplan, der für jeweils eine Wahlperiode der 
Vertretungskörperschaft festgeschrieben wird. 

 
Zentrale Ziele des 3. AG-KJHG liegen � neben 
seinen fachlichen Impulsen und der Wirksam-
keit und Wirtschaftlichkeit des Mitteleinsatzes - 
in einer verbesserten Transparenz und Ver-
lässlichkeit für die Angebote auf örtlicher Ebe-
ne, die von den freien Trägern und von Initiati-
ven, von den Gemeinden, Städten und Kreisen 
durchgeführt werden.  
 
Kommunale Pflichtaufgabe und der Höhe 
nach unbestimmte Ausgaben 
Das 3. AG-KJHG bekräftigt in § 15 Abs. 1 S. 1 
ausdrücklich, dass die Jugendförderung eine 
kommunale Pflichtaufgabe der Jugendämter 
ist. Die Aufgaben und damit die Ausgaben sind  
dem Grunde nach, aber nicht der Höhe nach 
bestimmt. 

 
Die Charakterisierung als Pflichtaufgabe ergibt 
sich schon aus dem SGB VIII: So sind z.B. 
nach § 11 Abs. 1 SGB VIII jungen Menschen 
Angebote der Jugendarbeit zur Verfügung zu 

stellen, wobei sich die Leistungsverpflichtung 
und die Gesamtverantwortung an die öffentli-
chen Träger richten (§§ 3, 79 SGB VIII). Die 
Pflichtaufgabe beinhaltet nach § 15 Abs. 1 
Satz 2 die Gewährleistungsverpflichtung und 
nach § 15 Abs. 2 die Förderverpflichtung. Indi-
viduelle Rechtsansprüche stehen dieser Ge-
währleistungsverpflichtung in der Regel13 nicht 
gegenüber. 

 
Auf der anderen Seite sind die Ausgaben der 
Höhe nach unbestimmt. Vielmehr besteht auf-
grund der zahlreichen unbestimmten Rechts-
begriffe hinreichend kommunaler Gestaltungs-
spielraum, in dem eine politische Bewertung 
und Entscheidung unter Abwägung jugend-, 
sozial- und finanzpolitischer Aspekte stattfin-
det. Dies betrifft die Bestimmung  
• des Bedarfs und der notwendigen Maßnah-

men (§ 8 Abs. 2), 
• der finanziellen Leistungsfähigkeit der Kom-

mune und der notwendigen Angebotsstruktur 
(§ 15 Abs. 1 Satz 2), 

• des angemessenen Anteils der Mittel für die 
Jugendförderung an den für die Jugendhilfe 
insgesamt bereitgestellten Mitteln (§ 15 Abs. 
3), 

• des angemessenen Eigenanteils der Kom-
mune bei Förderung aus dem Kinder- und 
Jugendförderplan des Landes (§ 16 Abs. 
3)14. 

 
Keine einheitliche Quote  
Eine für alle Jugendämter einheitliche oder 
vergleichbare Quote kann es bei der Bestim-
mung des angemessenen Anteils der Mittel für 
die Jugendförderung an den für die Jugendhil-
fe insgesamt bereitgestellten Mitteln (§ 15 Abs. 
3) nicht geben: Dieses verbietet sich, weil der 
Bedarf insgesamt und differenziert nach ein-
zelnen Maßnahmen zu unterschiedlich ist und 
weil die finanziellen Rahmenbedingungen der 
einzelnen Kommunen nicht vergleichbar sind 
(Haushaltssicherung sowie Umfang und Struk-
tur des Defizits). Auch die örtlich zum Teil sehr 

                                            
13 Ausnahme: Leistungen der Jugendsozialarbeit nach § 
13 SGB VIII (Soll-Regelung, aber subsidiär gegenüber 
Leistungen nach dem SGB II) 
14 Ob und in welcher Form Vorgaben zum angemessenen 
Eigenanteil in den Verwaltungsvorschriften zum Kinder- 
und Jugendförderplan des Landes definiert  werden, war 
zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Empfehlung noch 
nicht bekannt.   
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unterschiedlichen Finanzbudgets in der Ta-
gesbetreuung bzw. in den Hilfen zur Erziehung 
hätte ansonsten finanzielle Konsequenzen für 
die Höhe der Mittel der Jugendförderung. 
 
Der Anteil der Jugendförderung am gesamten 
Jugendhilfe-Budget sollte aber vom Jugendhil-
feausschuss und vom Rat / Kreistag ausdrück-
lich diskutiert und festgestellt werden. Anstelle 
einer Quote bietet sich eher an, die Finanzan-
teile für Infrastrukturleistungen auf der einen 
Seite und Einzelfallhilfen auf der anderen Seite 
gegenüberzustellen und zu diskutieren. Ob 
diese Quote formal im Förderplan oder im 
Haushaltsplan aufgeführt ist, ist dagegen eher 
von sekundärer Bedeutung.    
 
Verhältnis von Jugendhilfeplanung,  
Förderplan und finanzieller Förderung 
In diesem Rahmen spielen drei Instrumente 
eine zentrale Rolle, deren Verhältnis zu klären 
ist: Jugendhilfeplanung, Förderplan und die fi-
nanzielle Förderung der Träger. 

 
Die Basis für die Tätigkeit des öffentlichen 
Trägers bildet die Jugendhilfeplanung. Sie ist 
das Instrument, mit dem � unter Trägerbeteili-
gung z.B. im Rahmen von Arbeitsgemein-
schaften nach § 78 SGB VIII und unter Be-
rücksichtigung der Interessen, Bedürfnisse 
und Wünsche der Betroffenen - der Bedarf und 
die erforderlichen Maßnahmen festgestellt 
werden (§ 80 SGB VIII, § 8 KJFöG). Das Ver-
hältnis von Jugendhilfeplanung und dem 
kommunalen Förderplan bestimmt § 15 Abs. 4: 
Danach wird der Förderplan auf der Grundlage 
der Jugendhilfeplanung erstellt. Der Förder-
plan stellt also inhaltlich die zentralen Ergeb-
nisse der Jugendhilfeplanung dar. Er soll ver-
bindlich die jeweiligen Umsetzungsschritte  
und die finanziellen Grundlagen für die Ange-
bote des öffentlichen, der freien Träger der 
Jugendhilfe sowie der kreisangehörigen Ge-
meinden ohne Jugendamt  darstellen. Der 
Förderplan bildet seinerseits die Grundlage für 
die Finanzierung der eigenen Angebote und 
der Förderung von Angeboten der freien Trä-
ger (aus Sicht der Kreise zusätzlich: Angebote 
der Gemeinden ohne Jugendamt).   

 
War schon bisher klar, dass Jugendhilfepla-
nung nicht nur einen �technokratischen� Pro-
zess der Bedarfsfeststellung meint, sondern 
immer auch die politische Bewertung beinhal-
tet, wird dies durch die Verpflichtung zur Er-
stellung des kommunalen Förderplans deutlich 
unterstrichen: Der Förderplan ist jeweils für die 
Dauer einer Wahlperiode aufzustellen, er soll 
die finanziellen Grundlagen sichern15 und hat 
damit Bezug zum Haushaltsplan.  
 
                                            
15 RegE zu § 15 Abs. 4 (LT-Drs. 13 / 5576, S. 24) 

3.2  Kommunale 
Jugendhilfeplanung  

 
§ 8 Kinder- und Jugendarbeit, Jugendsozialar-

beit sowie erzieherischer Kinder- und Ju-
gendschutz in der Jugendhilfeplanung 

(1) Jugendhilfeplanung im Sinne des § 80 SGB VIII ist eine 
ständige Aufgabe des örtlichen Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe. Sie stützt sich auf die Erfassung der Wünsche, 
Interessen und Bedürfnisse von Kindern, Jugendlichen und 
ihren Familien und soll so gestaltet werden, dass sie flexi-
bel auf neue Entwicklungen in deren Lebenslagen reagie-
ren und die Arbeitsansätze sowie die finanzielle Ausgestal-
tung auf diese Entwicklungen abstellen kann. 
 
(2) Vor der Entscheidung über Ausstattung und Förderung 
der Kinder- und Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und 
des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes haben die 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Rahmen 
ihrer Planungs- und Gewährleistungsverpflichtung nach 
den §§ 79, 80 SGB VIII jeweils den Bestand und den Be-
darf an Einrichtungen, Diensten und Veranstaltungen so-
wie Fachkräften in den in diesem Gesetzes beschriebenen 
Förderbereichen zu ermitteln und die für die Umsetzung 
notwendigen Maßnahmen festzulegen. 
 
(3) Die Jugendhilfeplanung soll mit den Zielen anderer 
Planungsbereiche der Kommunen abgestimmt werden, 
soweit diese sich auf die Lebenssituation von Kindern und 
Jugendlichen beziehen. Hierbei haben die örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe darauf hinzuwirken, dass die 
Interessen und Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen 
in die Planungen einfließen. 
 
(4) An der Jugendhilfeplanung sind die anerkannten Trä-
ger der freien Jugendhilfe von Anfang an zu beteiligen. Sie 
sind über Inhalt, Ziele und Verfahren umfassend zu unter-
richten. Auf der Grundlage partnerschaftlichen Zusam-
menwirkens sollen geeignete Beteiligungsformen entwi-
ckelt werden. 

 
§ 80 SGB VIII verpflichtet die örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe zur Jugendhilfe-
planung in allen Bereichen des SGB VIII. Das 
KJFöG NRW bestärkt diese Anforderung für 
die Kinder- und Jugendförderung. 
 
Die Jugendhilfeplanung gem. § 80 SGB VIII ist 
eine zentrale Aufgabe der Jugendhilfeaus-
schüsse und wird in den meisten Kommunen� 
zwar in unterschiedlicher Intensität, mit unter-
schiedlichen Ressourcen und mit unterschied-
lichen fachlichen Schwerpunkten � aber doch 
kontinuierlich durchgeführt. Die zeitlichen Zyk-
len, innerhalb derer geplant wird, sind eben-
falls unterschiedlich. Sie dürften sich jedoch 
i.d.R. unterhalb der für die kommunalen För-
derpläne vorgesehenen Fünfjahresfrist bewe-
gen.  
 
Aufgabe der kommunalen Jugendhilfeplanung 
ist es, passgenaue Angebote unter Berück-
sichtigung der Interessen, Bedürfnisse und der 
Wünsche der Betroffenen mit Blick auf den 
kommunalen Kinder- und Jugendförderplan für 
die drei Bereiche Kinder- und Jugendarbeit, 
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Jugendsozialarbeit und den erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutz zu entwickeln.  
 
Frühzeitige Beteiligung der freien Träger  
An  der Jugendhilfeplanung sind die anerkann-
ten freien Träger der Jugendhilfe umfassend 
und von Beginn an zu beteiligen. Ein optimaler 
Zeitpunkt der Beteiligung ist die frühzeitige 
Einbindung i.d.R. über die Arbeitsgemein-
schaft/en gem. § 78 SGB VIII bereits bei der 
Erarbeitung eines �Fahrplanes� für den Pla-
nungsprozess selbst. Gleiches gilt in den Krei-
sen für kreisangehörige Gemeinden ohne Ju-
gendamt.  
 
Nutzung bestehender Planungsstruktu-
ren 
Da es sich bei den kommunalen Förderplänen 
um ein zusätzliches und unter Zeitdruck zu er-
stellendes Planungsprodukt handelt, kann es 
im Rahmen der bestehenden, ggf, auszubau-
enden oder zu aktivierenden Strukturen der 
Jugendhilfeplanung im Bereich Kinder- und 
Jugendförderung erstellt werden. Dazu zählen 
Kommunikationsstrukturen mit Arbeitsgemein-
schaften gem. § 78 SGB VIII, Wirksamkeitsdia-
loge und andere Planungsstrukturen. 
 
In diese Strukturen fließt der neue Auftrag ein, 
Ziele und Inhalte des zukünftigen kommunalen 
Förderplans zu erarbeiten.  
 
Planungsanforderungen  
Im KJFöG werden � neben der Träger- sowie 
der Kinder- und Jugendbeteiligung � verschie-
dene weitere  Planungsanforderungen ge-
nannt: 
 
• Der gesamte Arbeitsbereich der Jugendför-

derung ist Gegenstand der Jugendhilfepla-
nung. Während sich in den meisten Kommu-
nen bisher die Jugendhilfeplanung vorrangig 
auf den Bereich der offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit konzentrierte, besteht eine ent-
sprechende Planungsverpflichtung auch für 
die Bereiche der Jugendverbandsarbeit, der 
Jugendsozialarbeit und des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutz. In diesen Feldern 
betritt die Jugendhilfeplanung vielerorts aber 
noch Neuland. Eine besondere Herausforde-
rung wird sich deshalb hier für die Jugend-
ämter, aber auch für die Jugendverbände, 
die Träger der Jugendsozialarbeit und im 
Jugendschutz tätigen Personen und Einrich-
tungen ergeben. Eine Chance besteht  darin, 
feldübergreifende Planungsprozesse in 
Gang zu setzen, indem man zeitgleich die 
Planung für die gesamte Jugendförderung 
im Blick hat und Schnittstellen klärt.    

 
• Die Notwendigkeit des sozialräumlichen Zu-

gangs zur Jugendhilfeplanung ergibt sich 

(zumindest in größeren Städten und Kreisen) 
aus mehreren Gründen. So werden sozial-
räumliche Abstimmungsprozesse zwischen 
Jugendhilfe und Schule gefordert (§ 7), zu-
dem erfordern Planungsprozesse, die Kinder 
und Jugendliche betreffen und deren Be-
dürfnisse berücksichtigen sollen, generell 
kleinräumige Zugänge. In den Kreisen wir-
ken schließlich die kreisangehörigen Ge-
meinden als eigenständige Akteure in der 
Jugendhilfeplanung mit (§ 69 SGB VIII), so 
dass in diesen Jugendämtern i.d.R. die Ge-
meindeebene den Bezugspunkt der Planung 
darstellen wird.    

 
• Schließlich fordert der Landesgesetzgeber 

eine differenzierte Berücksichtigung der un-
terschiedlichen Zielgruppen (§ 3). Gerade in 
der Frage der Inanspruchnahme bestehen-
der Angebote und Leistungen (Bestandsauf-
nahme) und der Bedarfsermittlung unter Be-
rücksichtigung der unterschiedlichen Inte-
ressen und Bedürfnissen von Kindern und 
Jugendlichen zeigt sich der komplexe Pla-
nungsauftrag. 

 
 
! Handlungsoptionen und Emp-
fehlungen für die örtliche Ebene  
 
Zeitperspektive  
Angesichts der Tatsache, dass der kommunale 
Kinder- und Jugendplan auf der Grundlage der 
kommunalen Jugendhilfeplanung erstellt wer-
den soll, können die o.g. Planungsanforderun-
gen in den meisten Kommunen bis zum 
1.1.2006 nicht umgesetzt werden. Das KJFöG 
fordert die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
zwar auf, bereits im Jahr 2006 einen ersten 
kommunalen Kinder- und Jugendförderplan zu 
beschließen, realistisch ist aber eher eine Zeit-
planung, die sich an den Haushaltsplanungen 
für das Jahr 2007 orientiert. Der Zeitdruck 
zwingt alle Beteiligten zu einem pragmatischen 
Vorgehen und dem notwendigen �Mut zur Lü-
cke�. Kein Jugendamt wird alle Planungsres-
sourcen ausschließlich im Feld der Jugendför-
derung konzentrieren können, da parallel die 
Umsetzung des Tagesbetreuungsausbauge-
setzes auf der Agenda steht. Deshalb bietet es 
sich an, eine Planungskonzeption mit einer re-
alistischen Ziel- und Zeitperspektive zum 
kommunalen Jugendförderplan mit den freien 
Trägern der Jugendförderung und dem JHA zu 
vereinbaren.  
 
�Planungscheck�  
Wichtig ist vor der Festlegung eines möglichen 
Zeitpunktes aber im ersten Schritt ein �Pla-
nungscheck�, indem der Stand der Jugendhil-
feplanung analysiert wird:  
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• Welche aktuellen Fragen, Bedarfe und Prob-
leme bestehen im Jugendamtsbezirk, die im 
Zuge der Planung aufzugreifen sind?   

• Welche Planungsergebnisse existieren bis-
her in der Jugendförderung (Freizeitstätten-
bedarfsplan, Rahmenvereinbarungen und 
Förderrichtlinien mit entsprechenden  Cont-
rollingverfahren, Bestandsaufnahmen der 
Aktivitäten in der Jugendförderung wie z.B. 
der Wirksamkeitsdialog in der offenen Kin-
der- und Jugendarbeit, differenzierter Daten 
zur Inanspruchnahme der Angebote durch 
junge Menschen)? 

• Welche Beteiligungsstrukturen bestehen be-
reits für welche Aufgabenbereiche (Stadtteil-, 
Sozialraumkonferenzen, runde Tische mit 
Schulen, AG § 78 SGB VIII etc.)? 

• Wie und wo wurden Kinder- und Jugendliche 
bereits erfolgreich beteiligt? 

• Welche Grundlagen können genutzt werden 
(z.B. Sozialraumanalysen, Beschreibung be-
nachteiligter Stadtteile, kleinräumige Daten 
der Hilfen zur Erziehung)?  

• Welche Planungen bestehen in anderen Po-
litikfeldern, die die eigene Planung im Feld 
der Jugendförderung berühren (bspw. Pla-
nungen im Bereich der kommunalen Ar-
beitsmarktpolitik, Schulentwicklungsplanung, 
Planungen der Gesundheitshilfe z.B. im Be-
reich der Suchthilfe etc.) 

• Welche Ressourcen sind verfügbar (Pla-
nungsfachkräfte, Jugendpflege)?      

 
Auf der Basis dieses Soll-Ist-Vergleichs der 
kommunalen Jugendhilfeplanung sollten dann 
die Planungsaufgaben, wie sie sich zur Vorbe-
reitung der kommunalen Kinder- und Jugend-
förderpläne ergeben, in einer Planungskonzep-
tion konkretisiert werden.  
 
Arbeitsschritte  
Zentrale Planungsaufgaben in den Jahren 
2005/06 werden sein:  
 
1. Durchführung von Bestandsaufnahmen in 

denjenigen Feldern der Jugendförderung, in 
denen noch keine Informationen vorliegen. 

 
2.  Abgleich der im KJFöG-NRW genannten 

Zielsetzungen und Aufgaben der Kinder- und 
Jugendförderung mit den bestehenden Kon-
zepten und Angeboten in der Kommune.  

 
3.  Bedarfserhebung in denjenigen Arbeitsfel-

dern, in denen noch keine Erkenntnisse vor-
liegen. 

 
4.  Entwicklung eines längerfristigen Beteili-

gungskonzeptes zur Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen zu den unterschiedlichsten 
Fragestellungen der Jugendhilfeplanung. 
Ggfls. Durchführung exemplarischer Beteili-

gungsformen /-projekte (vorrangig zu Fra-
gen, in denen auf Seiten der Fachkräfte 
selbst die größten Fragen exisitieren). 

 
5.  Abstimmungsprozesse mit den ARGE gem. 

SGB II bezüglich der Planungen im Bereich 
der Hilfen für junge Menschen unter 25 Jah-
ren im Übergang von der Schule in den Be-
ruf (s. Kap. 2.2 Jugendsozialarbeit).  

 
6.  Abstimmungsprozesse zwischen Jugendhil-

feträger und Schulträger  (s. Kap. 1.6 Zu-
sammenarbeit von Jugendhilfe und Schule) 

 
7.  Schließlich sollte zwischen allen beteiligten 

Trägern vereinbart werden, dass zum einen 
bewährte und bedarfsgerechte Angebote 
und Maßnahmen auch Bestandteil des Kin-
der- und Jugendförderplanes bleiben werden 
und zum anderen der Förderplan so flexibel 
gestaltet wird, dass ein ausreichender Spiel-
raum für unvorhergesehene Bedarfe gege-
ben ist.  

 
8.  Klärung des Finanzbedarfs für die Jugend-

förderung  
 
Jugendhilfeplanung und kommunale 
Wirksamkeitsdialoge  
Vielerorts existieren in den Jugendamtsbezir-
ken in NRW bereits eingespielte und produkti-
ve Formen eines kommunalen Wirksamkeits-
dialoges in der offenen Kinder- und Jugendar-
beit, die wesentliche Elemente der kommuna-
len Jugendhilfeplanung abdecken. Im Kern 
geht es (bei aller Unterschiedlichkeit im Detail) 
um Dialoge zwischen Jugendpolitik, öffentli-
chem und freien Trägern der OKJA, Einrich-
tungen, (potentiellen) Nutzer/innen und Koope-
rationspartnern der offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit zu Zielen, Angeboten, Bedarfen 
und notwendigen Veränderungen.  
 
Auch die Planungsanforderungen (Vernetzung 
der OKJA mit Kooperationspartnern, sozial-
räumliche Perspektive, Zielgruppenbezug) sind 
Kernelemente des Wirksamkeitsdialoges. In 
der Regel finden jährliche Gespräch mit allen 
Einrichtungen über die Zielerreichung und die 
Ziele des kommenden Jahres statt. Zumeist 
erhalten die Beteiligten von Seiten der Ju-
gendhilfeplanung fundiertes Planungsmaterial 
wie z.B. Sozialraumanalysen des jeweiligen 
Stadtbezirkes. Die Jugendhilfeausschüsse 
werden ebenfalls jährlich über den Stand der 
Weiterentwicklung der offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit unterrichtet.  
 
Diese in den vergangenen Jahren in vielen 
Kommunen entwickelten Formen des Wirk-
samkeitsdialoges bieten zum einen eine ideale 
Grundlage für den kommunalen Kinder- und 
Jugendförderplan im Feld der offenen Kinder- 
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und Jugendarbeit. Zum anderen existiert hier 
ein geeignetes Modell, wie künftig auch im ge-
samten Feld der Jugendförderung eine Pla-
nung angelegt sein kann.  
 
Denkbar ist diese Form der dialogischen Pla-
nung und Qualitätsentwicklung auch im Be-
reich der Jugendverbandsarbeit (hier aller-
dings orientiert an den Ressourcen Ehrenamt-
licher), in der Jugendsozialarbeit oder auch im 
Bereich des erzieherischen Kinder- und Ju-
gendschutzes.  
 
Jugendhilfeplanung � Rolle des JHA  
Die Erörterung aktueller Problemlagen junger 
Menschen, die Weiterentwicklung der Jugend-
hilfe, die Jugendhilfeplanung und die Förde-
rung der freien Jugendhilfe sind die zentralen 
Aufgaben des JHA. In diesem Sinne hat der 
JHA viele Möglichkeiten, den Prozess zu 
gestalten:  
 
Als Auftraggeber der Jugendhilfeplanung kann 
der JHA  
• aktuelle Problemlagen benennen, zu denen 

er sich Antworten der Fachkräfte der Ju-
gendförderung über den startenden Pla-
nungsprozess erhofft,  

• Planungsaufträge erteilen und Planungskon-
zeptionen16 beschließen,  

• das Finanzvolumen für den zukünftigen Kin-
der- und Jugendförderplan festlegen, in dem 
sich die Planungen bewegen müssen,  

• fachliche Bewertungen und Prioritätenvor-
schläge einfordern, für den (wahrscheinli-
chen) Fall, dass der Finanzbedarf zur Um-
setzung der geplanten Maßnahmen den 
kommunalen Haushalt übersteigt,  

• kinder- und jugendpolitische Schwerpunkte 
setzen.  

 
Empfohlen wird eine frühzeitige Unterrichtung 
des JHA über die Anforderungen des 3. AG-
KJHG und die erarbeitete Planungskonzeption.  
 
 
 

3.3  Kommunaler Kinder- 
und Jugendförderplan 

 
gesetzliche Vorgaben 
Das 3. AG-KJHG enthält nur wenige Vorgaben 
für den Kinder- und Jugendförderplan (s. § 15 
Abs. 4.): 
• Der öffentliche Träger muss überhaupt einen 

Förderplan aufzustellen. 
• Der Förderplan gilt jeweils für eine Wahlperi-

ode. 
                                            
16 beispielhafte Planungskonzeptionen nordrhein-
westfälischer Jugendämter sind unter www. lja-wl.de und 
www.lvr.de nachzulesen. 

• Der Förderplan beruht auf der kommunalen 
Jugendhilfeplanung. 

 
Im übrigen ist der öffentliche Träger bei der 
Ausgestaltung des kommunalen Förderplans 
relativ frei, wobei er aber die Vorgaben in §§ 3 
bis 7 und im § 18 (Förderung des Ehrenamtes) 
zu beachten hat. Da der Förderplan eng mit 
der Haushaltsplanung verknüpft ist, wird im 
Regelfall der Rat / Kreistag den Förderplan zu 
Beginn der Wahlperiode beschließen. Geneh-
migungs- oder Vorlageverpflichtungen beste-
hen nicht. 

      
Mögliche Inhalte der ersten Förderpläne 
Grundsätzlich beinhaltet der Förderplan die 
zentralen Ergebnisse der Jugendhilfeplanung 
und spiegelt damit die wesentliche Ziele und 
geplanten Maßnahmen wider, d.h. die eigenen 
Angebote und die zu fördernden Maßnahmen 
der Träger. Der Förderplan soll dadurch die 
Handlungssicherheit der Träger, die in aller 
Regel auf öffentliche Förderung angewiesen 
sind, für einen mittelfristigen Zeitraum erhöhen 
und dafür � so die Begründung zum 3. AG-
KJHG � die finanziellen Grundlagen sichern. 
 
! Handlungsoptionen und Emp-
fehlungen für die örtliche Ebene  
 
Pragmatische Herangehensweise 
Angesichts der relativ geringen gesetzlichen 
Vorgaben und der Komplexität der Jugendför-
derung mit vielen einzelnen Handlungsfeldern, 
mit einer Vielzahl  von Trägern und Initiativen 
hat der öffentliche Träger einen weiten Spiel-
raum. Auch wegen des sehr kurzfristig in Kraft 
getretenen 3. AG-KJHG empfiehlt sich in der 
Startphase eine pragmatische Herangehens-
weise, zumal die demnächst zu beschließen-
den kommunalen Förderpläne bereits mit dem 
Ablauf der Wahlzeit der Räte und Kreistage in 
2009 auslaufen. Insgesamt sind folgende Al-
ternativen denkbar. 

 
Berücksichtigung aller Handlungsfelder 
Grundsätzlich sollte der Förderplan, der Ge-
währleistungsverpflichtung nach § 15 Abs. 1 
und nach § 79 SGB VIII entsprechend, alle 
Handlungsfelder umfassen.  
 
Der Stand der Einbeziehung der einzelnen 
Handlungsfelder wird sich jedoch sehr unter-
schiedlich darstellen. So wird die Offene Kin-
der- und Jugendarbeit in der Jugendhilfepla-
nung der Jugendämter bereits eine Rolle spie-
len, während der Kinder- und Jugendschutz 
jedenfalls planerisch oftmals nicht besetzt sein 
wird. Es ist daher denkbar, in der Startphase 
z.B. im Bereich des Jugendschutzes lediglich 
die Maßnahmen fortzuschreiben und mögliche 
Perspektiven aufzuzeigen, weil es schwierig 
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sein kann, hier zu einer vollständigen Be-
standsaufnahme und Bedarfsermittlung zu ge-
langen. 

 
Querschnittsthemen 
Aus den gleichen Gründen kann sich die Not-
wendigkeit ergeben, unterschiedlich mit den 
Querschnittsthemen (interkulturelle Bildung, 
Gender Mainstreaming etc.) umzugehen. 
  
Finanzielle Bindung 
Hier besteht zum einen die Alternative, dass 
der Rat / Kreistag - entsprechend der Jährlich-
keit des Haushalts17 (§ 78 Abs. 1 und 3 Ge-
meindeordnung NRW) - nur für das kommende 
Haushaltsjahr Bindungen eingeht und die wei-
teren Finanzmittel des Förderplans in die 
rechtlich unverbindlichere mittelfristige Finanz-
planung einstellt. Damit würde es sich für die 
verbleibenden Jahre der Wahlperiode um eine 
politische Erklärung zur Finanzierung der Ju-
gendförderung handeln. 
 
Zum anderen besteht die Alternative, auch ü-
ber das laufende Haushaltsjahr hinaus ver-
bindlich die Mittel für die Jugendförderung 
festzulegen: Durch den Abschluss von mehr-
jährigen Förderverträgen mit freien Trägern 
geht die Kommune eine Verpflichtung ein, 
durch die sich der Rat / Kreistag auch über das 
kommende Haushaltsjahr hinaus selbst bindet. 
Damit wird den einzelnen Trägern in besonde-
rem Maße Handlungssicherheit gewährt, eines 
der wesentlichen, aber nicht verbindlich vorge-
gebenen Ziele des KJFöG.  

  
Ausschöpfung der finanziellen Mittel 
Gerade bei einer verbindlichen Festlegung der 
Finanzmittel für eine Wahlperiode ergibt sich 
die Alternativen, das Budget vollständig aus-
zuschöpfen oder eine freie Spitze für unvor-
hergesehene Bedarfe zurückzubehalten. Letz-
teres wird in Hinblick auf § 80 Abs. 1 Nr. 3 
SGB VIII (Vorsorge, dass auch ein unvorher-
gesehener Bedarf befriedigt werden kann) 
empfohlen. 

 
Benennung konkreter Zuwendungen an 
die Träger 
Hier bestehen die Möglichkeiten, entweder nur 
die Haushaltsmittel für die einzelnen Hand-
lungsfelder oder auch konkret trägerspezifisch 
die einzelnen Zuwendungen darzustellen. 

 
Besonderheiten bei Kreisjugendämtern 
Bei den Kreisen ist zusätzlich ein Verteilungs-
schlüssel bei der Zuwendung an die kreisan-
gehörigen Gemeinden festzulegen18. 
 
                                            
17 vorbehaltlich der in § 78 Abs. 3 GO vorgesehenen Mög-
lichkeit des sog. Doppelhaushalts 
18 s. dazu Kapitel 3.1 

Zeitpunkt  
Bei wörtlicher Auslegung des Gesetzes müss-
ten die öffentlichen Träger bereits zum 1.1. 
2006 einen kommunalen Förderplan erarbei-
ten. Angesichts des Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens des 3. AG-KJHG sollte ein späterer Zeit-
punkt vertretbar sein. Dies gilt auch vor dem 
Hintergrund der versetzten Wahlperioden von 
Land und Kommunen, so dass der Kinder- und 
Jugendförderplan des Landes erst Anfang 
2006 verbindlich beschlossen wird. Empfohlen 
wird deshalb, im 2. Halbjahr 2005 einen Pla-
nungsauftrag zu erteilen und Mitte 2006 den 
kommunalen Förderplan zu beschließen. 
 
 

  
3.4  Förderung der freien  

Träger und Gemeinden 
 
Die Förderung der Leistungsanbieter basiert 
auf der Jugendhilfeplanung und dem Kommu-
nalen Kinder- und Jugendförderplan. Förde-
rung bedeutet dabei in erster Linie die Gewäh-
rung von Finanzmitteln; praktisch sind aber 
auch die Gewährung von Sachmitteln (Bereit-
stellung von Räumen und Material) und ideelle 
Unterstützung von Bedeutung.   

 
Förderempfänger 
Förderempfänger sind zum einen die freien 
Träger, zum anderen aus Sicht der Kreise aber 
auch die kreisangehörigen Gemeinden ohne 
Jugendamt. Letztere werden durch das 3. AG-
KJHG nicht verpflichtet, sondern nur die örtli-
chen Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Ge-
meinden ohne Jugendamt können aber gemäß 
§ 69 Abs. 5 SGB VIII im Rahmen ihres Selbst-
verwaltungsrechts Angebote und Einrichtun-
gen betreiben. Unter Förderungsaspekten sind 
die kreisangehörigen Gemeinden ohne Ju-
gendamt also in gewisser Weise mit den freien 
Trägern vergleichbar. 

 
Fördertechnisch möglich ist die Variante, die 
Fördermittel an einen Trägerverbund zu bewil-
ligen, der dann seinerseits die Mittel an die 
unmittelbar durchführenden Träger weiterver-
gibt. Dies stellt  für das Jugendamt eine Ver-
fahrensvereinfachung dar. Dabei muss grund-
sätzlich der Trägerverbund sicherstellen, dass 
die Mittel zweckgerecht verwendet werden. 
 
Förderung durch Kreisjugendämter  
In bezug auf die Förderung durch die Kreise 
als örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
gibt es zum einen die Alternative, dass der 
Kreis unmittelbar die Zuwendungen an die 
freien Träger gewährt, dies aber zuvor mit den 
kreisangehörigen Gemeinden abstimmt. Zum 
anderen besteht die Alternative, die Fördermit-
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tel nach einem bestimmten Schlüssel auch 
formal an die kreisangehörigen Gemeinden 
zuzuwenden. Als mögliche Verteilungsschlüs-
sel kommen insbesondere Jugendeinwohner-
wert, die Orientierung an der Einrichtungs-
struktur, Besucherzahlen oder Belastungsindi-
katoren in Betracht. 
 
Fördergrundsätze 
Bei der Förderung19 ist das Jugendamt an die 
Fördergrundsätze von § 74 SGB VIII gebun-
den. Neben den zwingenden Fördervorausset-
zungen (z.B. Verfolgung gemeinnütziger Ziele) 
gehört dazu u.a., dass eine auf Dauer ange-
legte Förderung in der Regel die Anerkennung 
als Träger der Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII 
voraussetzt. Hinzuweisen ist auf § 74 Abs. 2 
SGB VIII, wonach die Förderung von der Be-
reitschaft des Trägers abhängig gemacht wer-
den kann, Angebote nach Maßgabe der Ju-
gendhilfeplanung auszugestalten. Die Einzel-
heiten können über die Nebenbestimmungen 
im Zuwendungsbescheid geregelt werden. 

  
Förderverträge  
Statt der Förderung durch Bewilligungsbe-
scheid sind auch Förderverträge zulässig. Die-
se Verträge können zwar auch jährlich abge-
schlossen werden, sind aber besonders sinn-
voll, wenn sie für mehrere Jahre geschlossen 
werden. Auf der einen Seite bietet dies den 
Trägern Handlungssicherheit, auf der anderen 
Seite können über Förderverträge auch ver-
bindlich Ziele, Maßnahmen und Qualitätsent-
wicklungsverfahren (sh. auch Kapitel 3.2 
kommunaler Wirksamkeitsdialog) mit den Trä-
gern vereinbart werden.  
 
Auch bei Förderverträgern gilt die Bindung an 
die Fördergrundsätze des SGB VIII (§§ 3 ff., 74 
SGB VIII). So können nach § 74 Abs. 1 SGB 
VIII nur Träger gefördert werden, die gemein-
nützige Ziele verfolgen.. Bei gleich geeigneten 
Maßnahmen soll solchen der Vorzug gegeben 
werden, die stärker an den Interessen der Be-
troffenen orientiert sind und deren Einfluss-
nahme auf die Ausgestaltung der Maßnahme 
gewährleisten ( § 74 Abs. 4 SGB VIII). Auch 
wenn in Förderverträgen Ziele, Leistungen, 
Beteiligung am Wirksamkeitsdialog und For-
men der Berichterstattung vereinbart werden, 
handelt es sich um eine aus § 74 SGB VIII ab-
geleitete Förderung. 
 
Ebenfalls möglich sind Leistungsverträge, die 
den Austauschcharakter von Leistung und Ge-
genleistung betonen und die sich mehr oder 
weniger stark an den Vereinbarungen über 

                                            
19 zu den unterschiedlichen Förderarten (Anteils-, Festbe-
trags-, Fehlbetragsfinanzierung; Projekt-, Strukturförde-
rung) vgl. Wiesner, § 74, Rn. 9 ff., Kommentar zum SGB 
VIII, 2. Aufl. 2000  

(teil-)stationäre Leistungen nach §§ 78a ff. 
SGB VIII orientieren. Leistungsverträge ent-
binden aber nicht von der Einhaltung der För-
dergrundsätze in § 74 SGB VIII. Zu beachten 
ist, dass Leistungsverträge je nach Vertrags-
gestaltung zivilrechtlicher Natur sein können. 
Dabei gilt es, die Umsatzsteuerpflicht zu ver-
meiden, z.B. durch Vertragsschluss mit ge-
meinnützigen Trägern und deutliche Betonung 
der pädagogischen Förderleistung, auch wenn 
zur Erfolgsmessung ein Berichtswesen u.a.  
mit Kennzahlen zur Inanspruchnahme der 
Leistungen vereinbart wird. Notfalls ist vor Ver-
tragsschluss Beratung einzuholen. 
 
Förderung in der Regel von 85 % der 
Gesamtaufwendungen (§ 17 Abs.1 S. 2)  
Hierbei handelt es sich um eine Sollregelung. 
In geeigneten Fällen kann das Jugendamt da-
her auch einen höheren Anteil der Förderung 
übernehmen. Wirtschaftlichkeitspotentiale sind 
auszuloten und zu nutzen.  

 

3.5 Entwurf einer Struktur 
für einen kommunalen  
Kinder - und Jugendför-
derplan 

 
Vorbemerkung  
Bereits im Januar 2002 hat der Landtag NRW 
einstimmig die Rechte von Kindern und Ju-
gendlichen in die Landesverfassung aufge-
nommen. In Artikel 6 heißt es seitdem: �Jedes 
Kind hat ein Recht auf Achtung seiner Würde 
als eigenständige Persönlichkeit und auf be-
sonderen Schutz von Staat und Gesellschaft. 
Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf 
Entwicklung und Entfaltung ihrer Persönlich-
keit, auf gewaltfreie Erziehung und den Schutz 
vor Gewalt, Vernachlässigung und Ausbeu-
tung. Staat und Gesellschaft schützen sie vor 
Gefahren für ihr körperliches, geistiges und 
seelisches Wohl. Sie achten und sichern ihre 
Rechte, tragen für altersgerechte Lebensbe-
dingungen Sorge und fördern sie nach ihren 
Anlagen und Fähigkeiten. Allen Jugendlichen 
ist die umfassende Möglichkeit zur Berufsaus-
bildung und Berufsausübung zu sichern.� 
 
Dieser Artikel unterstreicht die besondere Ver-
antwortung auch der Kommunen für ein gelin-
gendes Aufwachsen von Kindern und Jugend-
lichen. 
 
Mit dem Inkrafttreten des Kinder- und Jugend-
fördergesetzes NRW zum 01. Januar 2005 
wird nunmehr ein weiterer, verbindlicher Rah-
men für die künftige Förderung von Kindern 
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und Jugendlichen in NRW gesetzt. So müssen 
auch die Kommunen zum 01. Januar 2006 ei-
nen Kinder- und Jugendförderplan beschlie-
ßen, in dem dann für die Dauer der jeweiligen 
Wahlperiode die Ziele und Aufgaben sowie die 
finanzielle Förderung der Kinder �und Jugend-
arbeit, der Jugendsozialarbeit und des erziehe-
rischen Kinder �und Jugendschutzes be-
schlossen werden. Wesentliches Ziel dieser 
Förderpläne ist die Herstellung von Planungs-
sicherheit in der Kinder �und Jugendförderung 
und damit auch die Sicherung personeller Kon-
tinuität. 
 
Durch die enge Verbindung zwischen dem 
Auftrag zur Verabschiedung eines Förderpla-
nes im Jahr 2006 mit den kommunalen Ju-
gendhilfeplanungsprozessen entsteht in den 
kommunalen Jugendhilfeausschüssen ein 
Zeitdruck, sich zügig mit den Vorgaben des 
neuen Gesetzes auseinander zu setzen. Es 
sind also kurzfristig Ideen zu entwickeln, wie 
kommunale Kinder �und Jugendförderung 
künftig gestaltet werden soll. 
 
Mit der hier vorgeschlagenen Struktur für einen 
kommunalen Kinder- und Jugendförderplan 
soll ein Rahmen angeboten werden, der der 
gesetzlichen Aufgabenstellung gerecht wird20. 
Der Entwurf geht davon aus, dass es sich nicht 
um ein starres Förderwerk handeln soll. Viel-
mehr soll er Grundlage und Basis für sich kon-
tinuierlich an den Lebenslagen von Kindern 
und Jugendlichen zu entwickelnde kommunale 
Regelungen sein. Er berücksichtigt die Veran-
kerung altersgemäßer Mitwirkung und Partizi-
pation von Kindern und Jugendlichen und geht 
davon aus, dass die partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit zwischen allen Akteuren der 
Kinder- und Jugendarbeit (öffentliche und freie 
Träger) der beste Garant für die Entwicklung 
von wirkungsvollen Beiträgen für ein gelingen-
des Aufwachsen von Kindern und Jugendli-
chen ist.  
 
ENTWURF 
 
1.  Gesetzliche Grundlagen 
• Grundgesetz 
• Kinder- und Jugendhilfegesetz 
• Landesverfassung NRW 
• 1. und 3. AG  KJHG 
 
2.  Ziele und Aufgaben des  

Jugendförderplanes 
• Bedarfs- und interessenorientierte Ange-

bote  

                                            
20 Dieser erste Entwurf wurde durch Mitglieder der Ar-
beitsgruppe entwickelt. Weitere Entwürfe werden zukünftig 
im Internet für Interessierte veröffentlicht:  
www.lvr.de oder www.lja-wl.de  

• Qualitätsentwicklung und Qualitätsnach-
weis 

• Verpflichtende Jugendhilfeplanung als 
Förderungsgrundlage und Basis 

• Jugendförderplan als zentrales Steue-
rungsinstrument in den Kommunen  

• Kinder- und Jugendarbeit als eigenständi-
ge Bildungsressource 

• Chancengleichheit, Ausgleich von Benach-
teiligungen 

• Darstellung der Gesamtressourcen des 
örtlichen öffentlichen Trägers der Jugend-
hilfe für die Kinder- und Jugendförderung  

• Partnerschaftliche Zusammenarbeit von 
öffentlicher  und freier Jugendhilfe (§ 4 
SGB VIII) 

• Verhältnis kommunaler Mittel zu den Lan-
desmitteln 

• Flexibilität gewährleisten 
 
3.   Inhalte / Themen/ Schwerpunkte 
• Jugendförderplan regelt alle für die Kinder-

und Jugendförderung relevanten Aufga-
benfelder 

• Alternative bzw. Ergänzung zu kommer-
ziellen Angeboten 

 
4.  Zentrale über allen Schwerpunktfel-

dern liegenden Querschnittsaufgaben 
• Berücksichtigung sozialer Lebenslagen 
• geschlechtergerechte Angebote (Gender- 

Mainstreaming ) 
• interkulturelle Bildung 
• Beteiligung, Mitwirkung von Kinder- und 

Jugendlichen 
• Kooperation mit Schule 
 
5. Förderbereiche /Schwerpunkte 
Die Förderfelder stehen  gleichberechtigt ne-
beneinander- kein Ranking- 
• politische soziale Bildung 
• schulbezogene Jugendarbeit 
• kulturelle Jugendarbeit 
• sportliche und freizeitorientierte Jugendar-

beit 
• Kinder- und Jugenderholung 
• Allgemeine Jugendberatung und Informa-

tion 
• Medienbezogene Jugendarbeit 
• Interkulturelle Kinder- und Jugendarbeit 
• Geschlechtsdifferenzierte Mädchen- und 

Jungenarbeit 
• Internationale Jugendarbeit  
 
6. Förderprogramme  
Zur Sicherstellung einer kontinuierlichen Arbeit 
sollen die Förderprogramme längerfristig ange-
legt sein und den Schwerpunkt im Jugendför-
derplan ausmachen  
 
6. 1 Jugendverbandsarbeit 
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• Wertevermittlung als Orientierungsangebot 
für junge Menschen  

• Unterstützung von Ehrenamtlichkeit Aus- 
und Weiterbildung  ehrenamtlicher Mitar-
beiter 

• Selbstorganisation und Partizipation, Mit-
wirkung und Mitbestimmung 

• Planungs- und Leitungsaufgaben 
• Förderung von Büro- und Personalkosten 
• Förderung von Zusammenschlüssen von 

Jugendverbänden  
 

6.2. Offene Jugendarbeit 
• Freizeitstättenplanung in Verbindung zu 

anderen Fachbereichen der Kinder- und 
Jugendförderung insbesondere Schule 

• Sozialraumorientierung der Einrichtungen / 
Angebote 

• Themenbezogene Einrichtungen / Angebo-
te 

• �zentrale� Einrichtungen für das gesamte 
Stadtgebiet 

• Einrichtungen der Kinder- und Jugendar-
beit: Betriebskostenförderung und Investi-
tionskostenförderung 

• Mobile Arbeit auch außerhalb von Einrich-
tungen 

• Einsatz von Fachkräften 
• Berücksichtigung der unterschiedlichen 

Bedarfe und Interessen der unterschiedli-
chen Altersgruppen 

• Unterschiedliche Einrichtungstypen (För-
derkriterien und -höhen aufführen) 

 
6.3.Jugendsozialarbeit 
• Beratungsangebote 
• Beschäftigung -und Qualifizierungshilfen 
• Bildungsangebote 
• Soziale Integration insbesondere benach-

teiligter Jugendlicher 
• Hilfen beim Übergang Schule-Beruf unter 

besonderer Berücksichtigung von Präven-
tion  

o Maßnahmen und Fördermöglich-
keiten festlegen  z.B. Lernhilfen 
außerhalb von bzw. mit Schule 

o Initiativen und zukunftsweisende 
Projekte der Jugendsozialarbeit 

 
6.4 Erzieherischer Kinder- und 

Jugendschutz  
• Schwerpunkt liegt in der Vorbeugung 
• Schutz vor gefährdenden Einflüssen 
• Kooperation mit Schulen, Ordnungsbehör-

den, Polizei 
• Fort- und Weiterbildung von haupt- und 

ehrenamtlichen Mitarbeiter/innen 
• (ggfls. jährlich Förderungsschwerpunkte 

und Maßnahmen festlegen z.B. Suchtprob-
lematik, Sprayer, friedenspädagogische 

Arbeit, Maßnahmen gegen Gewalt, Kon-
sumerziehung, Medienerziehung) 

 
7. Projektförderung  
Die Projektförderung soll, ergänzend zu den 
längerfristig angelegten �Förderprogrammen�, 
dazu dienen, neuen Entwicklungen durch ent-
sprechende Maßnahmen/Aktivitäten zu ent-
sprechen.  
• Förderung von Modellen und Projekten 

über alle Förderprogramme 
• Erprobung zukunftsweisender Initiativen 
• Aussagen über Rahmenbedingungen nach 

Abschluss des Projektes sind vorzuneh-
men (Abschluss der Maßnahme oder Fi-
nanzierungsmodalitäten nach Fortsetzung 
in der �Regelförderung� oder anderer Fi-
nanzierungen  sind bei Projektantrag an-
zugeben) 

 
8. Ressourcen 
• Einbindung von Landes und kommunalen 

Mitteln gewährleisten 
• Planungssicherheit orientiert an der Wahl-

periode sicherstellen (Ratsbeschluss) 
• Angemessener Anteil der Mittel für Kinder- 

und Jugendarbeit am Gesamtaufkommen 
der für die Jugendhilfe bereitgestellten 
Ressourcen finden. Muss in den politi-
schen Gremien ausgehandelt und vom Rat 
verabschiedet werden (Gesamtbetrag vom 
Rat festlegen lassen)  
 

9. Verfahren 
• Förderberechtigte festlegen 
• Förderung anerkannter Träger  § 75 SGB 

VIII ( freie Träger der Jugendhilfe) 
• Förderung/ Unterstützung  von Initiativen 

und anderer nicht anerkannter Gruppie-
rungen 

 
10. Förderkriterien/Voraussetzungen 
• Förderungsmodalitäten und Höhen in den 

einzelnen Programmteilen festlegen 
• Förderungshöhe 
• Vorschlag: Zuwendungen zu den Maß-

nahmen an freie Träger im Rahmen des 
kommunalen Jugendförderplanes werden 
als Teilfinanzierungen bis zu 90 % der Ge-
samtkosten finanziert. Soweit Landes oder 
Bundesmittel in Anspruch genommen wer-
den, sind diese in Abzug zu bringen. 

• Bei Festbetragsfinanzierungen von Ge-
schäftsstellen freier Träger können Perso-
nal- und Bürokosten bis zu 100% der Ge-
samtkosten gefördert werden 

• Im Rahmen zeitlich befristeter Projektför-
derungen ist ebenfalls eine Förderung von 
100% möglich. 

• Die Förderung der freien Träger der Ju-
gendhilfe erfolgt nach Maßgabe des § 74 
SGB VIII (werden gleichartige Maßnahmen 
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von der freien und öffentlichen Jugendhilfe 
durchgeführt so  sind bei der Förderung 
die Grundsätze und Maßstäbe anzuwen-
den, die für die Finanzierung der Maß-
nahmen der öffentlichen Jugendhilfe gel-
ten (§ 74, Abs.5 SGB VIII). 

• Eine auf Dauer angelegte Förderung freier 
Träger setzt die Anerkennung nach § 75 
SGB VIII voraus 

• Regelungen zu Qualitätsentwicklung / Eva-
luation und Verwendungsnachweisführung 

 
 

 
11. Jugendhilfeausschuss 
Der Jugendförderplan ist vom örtlichen Ju-
gendhilfeausschuss beschließen zu lassen. 
 
12. Schlussbemerkungen 
• Gültigkeitsdauer/ Laufzeit / Stabilität über 

eine Wahlperiode (5 Jahre) 
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Zum Schluss 
 
Besuchen Sie uns im Internet! Hier finden Sie weitere praktische Materialien rund um das Kinder- und 
Jugendförderungsgesetz NRW 
! www.lvr.de  
! www.lja-wl.de  
 
Wenn Sie Vorlagen, Konzepte oder Arbeitsmaterialien erarbeitet haben, die für andere Jugendämter 
oder freie Träger hilfreich sein könnten, dann schicken Sie uns diese für den geplanten Internetauftritt 
bitte zu!  




